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IN DIESER AUSGABE

 Die Polizei ist seit Längerem im Fokus zahlreicher Debatten. Manches geht da durcheinan-
der, wird polemisiert oder stark vereinfacht. Die GdP sprach mit führenden Politikern und 
vermochte einiges geradezurücken.

ANTISEMITISMUS

Fast ein Jahr nach dem rechtsextremen Anschlag auf die Synagoge in Halle hatte Anfang 
Oktober in Hamburg ein 29-Jähriger einen drei Jahre jüngeren jüdischen Studenten mit ei-
nem Klappspaten auf den Kopf geschlagen und ihn schwer verletzt. Die jüdischen Gemein-
den beklagen zunehmend einen offensiveren und offensichtlicheren Antisemitismus hier-
zulande. Die DP-Autoren Prof. Dr. Stefan Goertz und Dr. Florian Hartleb beleuchten die Er-
scheinungsformen des Judenhasses aus verschiedenen Blickwinkeln.
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IN EIGENER SACHE

Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) hat im 
September ihren 70. Geburtstag gefeiert. Der 
erhoffte und von vielen gewünschte würdi-
ge Rahmen gestaltete sich leider stark ein-
geschränkt. Die Corona-Pandemie ließ die 
Festveranstaltung an der Gründungsstät-
te in Hamburg ausfallen. So blieb eine aus-
führliche Darstellung der GdP-Geschichte, 
ihrer führenden Personen und Erfolge – in 
einer bilderreich gestalteten Festschrift und 
natürlich auch in der DP.

Vor allem aus den prominenten Gruß-
worten, darunter dem von Bundeskanzle-
rin Dr. Angela Merkel, kann leicht entnom-
men werden, welchen hohen Stellenwert die 
GdP in der Gesellschaft und der Politik inne-
hat. Desgleichen gilt zunehmend für die Me-
dien hierzulande, seien es die klassischen 
Formate oder digitale Newsportale oder Vi-
deostreams. 

Die GdP ist mehr denn je gefragt. Bei Er-
eignissen mit polizeilichem Bezug ist sie 
meist erste Wahl, wenn es gilt, einzuord-
nen, Hintergründe zu erklären oder Lö-
sungsansätze vorzustellen. Während der 
Rehabilitationszeit des GdP-Bundesvorsit-
zenden Oliver Malchow übernehmen dies 
in erster Linie seine Stellvertreter Jörg Ra-
dek und Dietmar Schilff, tatkräftig unter-
stützt durch die Vizes Michael Mertens und 
René Klemmer. 

Auch deren Stimmen sind ruhig und 
sachlich, deren Wortwahl ist nicht grell – 
und deshalb werden sie gern und oft gehört. 
Rund 430 Interviews sind so in diesem Jahr 
bis Mitte Oktober zusammengekommen, 
dazu etwa 4.500 Online-Einträge. Und auch 
DP hat den einen oder anderen Leser außer-
halb der Polizei gewinnen können. Das er-
freut die Redaktion ebenso wie die zumeist 
konstruktiven Rückmeldungen auf Veröf-
fentlichungen oder die immer häufigeren 
Artikelangebote bisher in DP unveröffent-
lichter Autoren.

Viel Lesefreude bei der aktuellen Ausgabe.

Michael Zielasko
DP-Chefredakteur
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GdP IM POLITIKBETRIEB

Meinungsaustausch  
mit Bundestags- 
Innenexperten
Gleich nach der politischen Sommerpause in Berlin starteten 
stellvertretende Bundesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei 
(GdP) einen „Gesprächsmarathon“ mit Bundestagsabgeordneten. 
  
  
  
 

Wolfgang Schönwald

Im Meinungsaustausch mit dem CDU-
Parlamentarier Mathias Middelberg ver-
deutlichten die Gewerkschafter, dass den 

Polizistinnen und Polizisten, Verwaltungs-
beamten und Tarifangestellten Anerken-
nung, Respekt und Wertschätzung gebüh-
re. Die Kolleginnen und Kollegen seien da, 
wenn sie gebraucht würden. Daher genieße 
die Polizei bei einer sehr großen Mehrheit 
der Bürgerinnen und Bürger ein überaus 
hohes Vertrauen.

Im Dialog mit Ute Vogt, innenpolitische 
SPD-Sprecherin, kritisierten die GdP-Vizes 
Jörg Radek und Dietmar Schilff das Schüren 
und Institutionalisieren einer politischen 
Misstrauenskultur gegen die Polizei. Teile 
der Gesellschaft würden darin eine Legiti-
mation für gewalttätige Angriffe erkennen. 
Vorschnelle Bewertungen ohne entspre-
chende sachliche Aufklärung und Einsatz-
nachbereitung verunsicherten die Bevölke-
rung. 

In der Diskussion mit dem FDP-Innenex-
perten Konstantin Kuhle ging es auch um 
die Herausforderungen in Pandemiezeiten. 
Als Beispiel wurde das mutige, umsichtige 
und konsequente Einschreiten der Einsatz-

kräfte bei der Vielzahl der Corona-Demons-
trationen in der Hauptstadt hervorgehoben, 
vor allem bei der Erstürmung der Treppen 
des Reichstagsgebäudes. 

Im Gespräch mit der innenpolitischen 
Linken-Sprecherin Ulla Jelpke bezeichne-
ten Radek und Michael Mertens die anhal-
tende Gewalt gegen Polizistinnen und Poli-
zisten in der Bundesrepublik als abscheu-
lich. Die Kolleginnen und Kollegen erlebten 
fast täglich Situationen, in denen ihnen un-
vermittelt Brutalität und Verachtung entge-
genschlage. 

Der Grünen-Innenexpertin Irene Mihalic 
gegenüber stellten Radek und Schilff klar, 
dass polizeiliches Einschreiten jederzeit 
rechtstaatlich überprüfbar sei. Zugleich 
betonten sie, dass nachgewiesene Verstö-
ße gegen die Verfassung nicht nur dienst-
rechtlich, sondern auch strafrechtlich ver-
folgt werden müssten. Die Gewerkschafter 
plädierten für verstärkte Anstrengungen 
zum nachhaltigen Festigen demokratischer 
Resilienz in den Sicherheitsbehörden. 

Der Gedankenaustausch mit Parlamentari-
ern und politisch Verantwortlichen werde fort-
gesetzt, kündigten die Gewerkschafter an. I

Innenleben
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Gespräche mit den Innenexperten der Frak-
tionen im Deutschen Bundestag: Die GdP-Vizes 
Jörg Radek und Dietmar Schilff tauschten sich 
mit Dr. Mathias Middelberg (CDU/CSU) …

… mit Ute Vogt (SPD) …

… mit Konstantin Kuhle (FDP) …

… und Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) aus.
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Mit Ulla Jelpke (Die Linke) sprachen die GdP-
Vizes Jörg Radek und Michael Mertens in der 
Berliner GdP-Bundesgeschäftsstelle.
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öD-TARIFRUNDE FÜR BUND UND KOMMUNEN

Zähes Ringen um 
Kompromiss
Eine besondere Tarifrunde in besonderen Zeiten – ohne 
Bundestarifkommissionen und mit wenigen protestierenden 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern vor Ort. Das Ringen der 
DGB-Gewerkschaften um bessere Löhne und Gehälter für die rund 
2,3 Millionen Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (öD) in Bund 
und Kommunen stand auch inhaltlich ganz im Zeichen der 
Pandemie. Vor wenigen Tagen trafen sich die Verhandlungsparteien 
im traditionellen Tagungshotel in Potsdam zum dritten Mal – nach 
Redaktionsschluss der DP-November-Ausgabe.  
 

Wolfgang Schönwald

Zuvor hatten die Arbeitgeber von Bund 
und Kommunen Mitte Oktober erst-
mals ein Angebot von insgesamt 3,5 

Prozent mehr Lohn und Gehalt in drei Jahres-
stufen vorgelegt, das auf scharfe Kritik bei 
den Gewerkschaften stieß. GdP-Vize und Ta-

Neben der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di und 
der GdP verhandeln die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft, die Industriegewerkschaft Bauen-
Agrar-Umwelt sowie die Tarifgemeinschaft des 
Deutschen Beamtenbundes mit Bundesinnenminister 
Horst Seehofer als Vertreter des Bundes sowie der 
Vereinigung kommunaler Arbeitgeber (VKA). 

GdP-Tarifvorstand René Klemmer spricht zu den Demonstrierenden vor dem Beginn der 
zweiten Runde der öD-Tarifverhandlungen. Im Bild rechts: ver.di-Vorsitzender Frank Werneke.

Social-Media-Post der GdP zum Tarifangebot 
der Arbeitgeber.

rifexperte René Klemmer kommentierte: „Die 
Arbeitgeber haben in die unterste Schublade 
gegriffen und etwas herausgezogen, das 
man nur als Fake-Angebot bezeichnen kann. 
Wirklich ernst können sie das nicht meinen.“ 

Das für Tarifpolitik zuständige Mitglied 
des Geschäftsführenden Bundesvorstandes 
der Gewerkschaft der Polizei (GdP), äußerte 
am Rande der Gespräche sein Unverständ-
nis über das „destruktive Verhalten der Ar-
beitgeberseite, die keinerlei Verständnis für 
unsere Forderungen zeigten und auf Kon-
frontationskurs zu den Gewerkschaften“ 
gingen.

Der öffentliche Dienst helfe seit Mona-
ten mit, dass es trotz Corona in den stark 
gebeutelten Branchen so schnell wie mög-
lich wieder aufwärts gehe. „Die großen, oft 
existenziellen Sorgen vieler Menschen ha-
ben unsere Beschäftigten und auch wir Ge-
werkschafter nicht aus den Augen verloren. 
Auch die vielen Versprechen der Politiker in 
den vergangenen Monaten. Die Arbeitgeber 
hätten ausreichend Zeit gehabt, sich damit 
auseinanderzusetzen“, so Klemmer.

Lautstark hatten, wenn auch nur wenige, 
Polizeibeschäftigte die Arbeitgeber von Bund 
und Kommunen zur zweiten Tarifrunde in 
Potsdam begrüßt. Zufriedenheit sehe anders 
aus, betonten Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer vor dem Tagungshotel. Sie brachten vor 
allem die Äußerungen der Arbeitgeber auf 
die Palme, wonach die Gewerkschaftsforde-
rungen unbezahlbar seien. „Es ist allen öD-
Beschäftigten schwer vermittelbar, denen in 
den vergangenen Monaten immer wieder be-
stätigt wurde, dass sie eine sehr gute Arbeit 
in der Pandemie leisten.“ I
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Sven Hüber, Vorsitzender des GdP-Bun-
desfachausschusses Beamten- und 
Besoldungsrecht (BFA BB), die für Be-

amtenrecht zuständige Gewerkschaftssekre-
tärin Gudrun Hoffmann, der auf Scheidun-
gen von Polizeibeamtinnen und -beamten 
spezialisierte Bremer Rechtsanwalt Bernd 
Stege und die seiner Kanzlei zugehörigen 
Rentenberaterin Linda Pietzka erörterten im 
August Grundlegendes und entwarfen eine 
Strategie. Fakt ist: Jede zweite Ehe wird hier-
zulande geschieden. Leider scheitern Ehen 
von Polizeibeschäftigten, teils durch die ho-
hen Anforderungen des Polizeidienstes oder 
Belastungen wie den Wechselschichtdienst, 
besonders häufig. Klar ist, dass die Lücken-
versorgung im Alter von der GdP nicht einfach 
hingenommen wird.

Durch die Änderungen des Versorgungs-
ausgleichs mit dem Versorgungsausgleichs-
gesetz 2009 und die Einführung des Halb-
teilungsprinzips hat sich die Situation für 
Beamte mit besonderer Altersgrenze und 
Frühpensionierte nicht verbessert. Denn Po-
lizeibeamtinnen und -beamte, die nach der 
Scheidung von einem Landesbeamten oder 
gesetzlich Rentenversicherten einen Versor-
gungsanspruch aufgrund des Versorgungs-
ausgleiches haben, erhalten diesen erst mit 
dem gesetzlichen Renteneintrittsalter be-
ziehungsweise der gesetzlichen Regelal-
tersgrenze.

Wegen der besonderen Altersgrenze, mit 
der Polizeibeamtinnen- und -beamte in den 
Ruhestand gehen, entsteht so eine Versor-
gungslücke von mehreren Jahren. Die aus 

VERSORGUNG GESCHIEDENER BEAMTINNEN UND BEAMTEN

Lücken ausgleichen
Das Problem der Versorgungslücken, die nach einer Scheidung 
auftreten können, begleitet die GdP seit langen Jahren und war bereits 
Gegenstand vieler Bundeskongressanträge. Bei der Stellungnahme 
der Gewerkschaft der Polizei (GdP) zum Versorgungsbericht der 
Bundesregierung rückt das Thema wieder in den Fokus.  
 
 
Gudrun Hoffmann

dem Versorgungsausgleich resultierenden 
Ansprüche werden erst mit dem Erreichen 
der Regelaltersgrenze wirksam. Besser aus 
sieht es nur bei Versorgungsausgleichsan-
sprüchen gegen einen Bundesbeamten.

Eine Besonderheit besteht auch bei vor-
zeitigem Ruhestand. Dort treten die Kür-
zungen sofort mit Eintritt in den Ruhestand 
ein, allerdings ist die Dauer bis zum Errei-
chen der Regelaltersgrenze und damit des 
Erhalts eigener Versorgungsausgleichsan-
sprüche noch deutlich länger.

Nichtsdestotrotz setzt sich die GdP auch 
politisch für gesetzliche Änderungen ein. 
Bereits im Vorjahr hatte der BFA BB eine 
Briefaktion in die Wege geleitet, bei der alle 
Bundestagsabgeordneten im Rahmen der 
Reform der Besoldungsstrukturen im Bund 
angeschrieben werden sollten – mit dem 
Hinweis, sich für eine Änderung im Beam-
tenversorgungsgesetz einzusetzen. Der GdP-
Vorschlag besteht darin, Paragraph 14 a Be-
amtenversorgungsgesetz (Vorrübergehende 
Erhöhung des Ruhegehaltssatzes) zu ergän-
zen: Der Vorstoß sieht einen Zuschuss zur 
Ergänzung des Ruhegehalts in Höhe des zu-
stehenden Versorgungsausgleichs bis zum 
Einsetzen der Zahlbarkeit des Versorgungs-
ausgleichs vor – ein Beispiel für entspre-
chende Anpassungen in den Landesbeam-
tengesetzen. 

Im September trafen sich der stellver-
tretende GdP-Bundesvorsitzende Jörg Ra-
dek und der BFA-BB-Vorsitzende Hüber mit 
der Vorsitzenden des Bundestagsinnenaus-
schusses, Andrea Lindholz. 

Innenleben

Lindholz, versierte Familienrechtsan-
wältin, hakte nach. Ob denn das persön-
liche Eherisiko und das persönliche Risi-
ko einer Scheidung durch die Allgemein-
heit getragen werden müssten oder nicht 
besser durch persönliche, vernünftige Re-
gelungen wie eine Verrechnungsvereinba-
rung aufgefangen werden sollten? Skep-
tisch zeigte sie sich gegenüber dem von 
der GdP vorgeschlagenen gesetzlichen An-
passungen im Beamtenversorgungsrecht. 
Schließlich sollten persönliche Lebensent-
scheidungen durch den Steuerzahler aus-
geglichen werden. 

Sie bot hingegen an, gemeinsam mit der 
GdP über eine Lösung nachzudenken, die 
wie beim vorzeitigen Altersrentenbezug ei-
nerseits einen früheren Zugriff auf den Ver-
sorgungsanteil ermöglichen soll, anderer-
seits aber wie bei den vorzeitigen Renten-
leistungen angemessen gekürzt würde. 
Damit würde die Versorgungslücke für Be-
schäftigte mit besonderer Altersgrenze, je-
doch auch für Erwerbsunfähige und Früh-
pensionierte wenigstens gemildert. Es müs-
se geprüft werden, ob ein so gegebenenfalls 
gekürzter, aber frühzeitigerer Bezug aus 
dem Versorgungsausgleich sich für die Be-
troffenen rechne. Um ein Gefühl für die Bri-
sanz der Problematik bei den Betroffenen 
zu bekommen, bat die CSU-Politikerin um 
Beispielsfälle.

Die GdP-Senioren- wie -Frauengruppe und 
der BFA BB sind bereits auf der Spur. Fallbei-
spiele können per E-Mail direkt an gudrun.
hoffmann@gdp.de gesendet werden. I

GdP-Vize Jörg Radek (l.) und der BFA-BB-
Vorsitzende Sven Hüber (r.) mit der Vor-
sitzenden des Innenausschusses des 
Deutschen Bundestages, Andrea Lindholz.
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Anwaltlicher Tipp: Abänderungsverein-
barungen zum Versorgungsausgleich führen 
häufig zur Besserstellung und sind jeder be-
troffenen Kollegin und Kollegen ebenso zu 
empfehlen wie eine Verrechnungsverein-
barung im Scheidungsverfahren.
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Innenleben

ARBEITSKREIS SENIOREN IM DGB

GdP-Senioren digital 
und analog dabei
Die Seniorenorganisationen der Mitgliedsgewerkschaften treffen 
sich regelmäßig im Arbeitskreis Senioren des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes (DGB). Neu an der Ende September 
anberaumten Sitzung: Sie hat als sogenannte Hybridveranstaltung 
stattgefunden. 

Gudrun Hoffmann

Einige Teilnehmende wurden via Vi-
deokonferenz zugeschaltet, etwa der 
stellvertretende Schriftführer im Ge-

schäftsführenden Bundesseniorenvorstand, 
Werner Fischer. Andere Kolleginnen und 
Kollegen wie der stellvertretende Bundesse-
niorenvorsitzende Ewald Gerk und die für die 
Seniorengruppe zuständige Gewerkschafts-
sekretärin Gudrun Hoffmann trafen sich 
dagegen in den Berliner DGB-Räumlich-
keiten. Für alle bedeutete dies ein hohes 
Maß an Disziplin und Aufmerksamkeit. 
Aber es eröffnete auch neue Wege für 
Kolleginnen und Kollegen, die in Pan-
demiezeiten Präsenzsitzungen 
eher meiden würden.

Anspruchsvolles 
Programm

Zunächst gab der für Seni-
oren im Bundesfamilienmi-
nisterium zuständige Abtei-
lungsleiter Prof. Dr. Matthi-
as von Schwanenflügel einen 
Überblick über den „Achten 
Altersbericht der Bundesregie-
rung“ zum Thema „Ältere Men-
schen und Digitalisierung“. 

Seit 1994 wird in jeder Legisla-
turperiode ein Altersbericht her-
ausgegeben, der die Lebenssitua-
tion älterer Menschen beschreibt. 
Alterspolitische Entscheidungs-

prozesse sollen so in Gang gesetzt und un-
terstützt werden. Dazu wird ein Sachver-
ständigengremium eingesetzt, das für die 
Erstellung des Berichts verantwortlich ist.

Obwohl diese Kommission ihre Arbeit 
bereits vor Beginn der Pandemie beende-
te, sind die Ergebnisse angesichts der Erfor-

dernis der sozialen Isolierung und der 
damit verbundenen stärkeren digi-
talen Vernetzung aktuell. 

Digitale Chancen betont

Der Bericht betont die Chan-
cen, die digitale Techno-
logien bieten, um älteren 
Menschen möglichst lan-
ge eine selbstständige und 
eigenverantwortliche Le-
bensführung zu ermögli-
chen. Deutlich wird auch, 
dass eine „digitale Spal-

tung“ nicht nur zwischen 
Jung und Alt besteht, son-
dern bereits auch innerhalb 

der älteren Generation.

Handlungsoptionen

Der Zugang zu digitalen Tech-
nologien müsse für alle ermög-
licht werden. Digitale Souverä-
nität und Teilhabe lauten die 

Stichworte. So sollten in allen Wohnformen 
für ältere Menschen wie in der stationären 
Versorgung Internetzugänge bereitgestellt 
werden. Ohne entsprechende Rahmenbe-
dingungen funktioniere dies nicht – also 
ein im öffentlichen Raum und in öffentli-
chen Einrichtungen flächendeckend kos-
tenfrei nutzbares Internet. Das Problem der 
unzureichenden Netzabdeckung, vor allem 
in ländlichen Räumen, bedürfe einer baldi-
gen Lösung.

DGB-Vorstandsmitglied zu Gast 

Anja Piehl ist seit Mai Mitglied im Geschäfts-
führenden DGB-Vorstand und auch für Seni-
oren zuständig. In einem interessanten und 
lebhaften Austausch wurde deutlich, wel-
che Erwartungen von den Seniorinnen und 
Senioren an den DGB bestehen. Piehl zeigte 
sich sehr aufgeschlossen und freut sich auf 
die künftige Zusammenarbeit.

In der Diskussion machte Gerk deutlich, 
dass die Versorgungssysteme der sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigten sowie 
der Beamtinnen und Beamten gleichberech-
tigt nebeneinander stehen müssen. Beispie-
le aus dem Polizeialltag untermauerten sei-
ne Forderung. Piehl sagte, dass sie um die 
besonderen Belastungen des Polizeiberufs 
wisse.

Keine Scheu vor 
Herausforderungen

Seit auch auf Druck der GdP-Seniorengrup-
pe der DGB-Bundesseniorenbeauftrag-
te Klaus Beck seine Arbeit aufgenommen 
hat, verbessert sich die Zusammenarbeit 
mit dem DGB, aber auch die Koordination 
der Gewerkschaften untereinander. So wur-
de in Arbeitsgruppen das Thema Senioren-
mitwirkung breit diskutiert und ein Papier 
verabschiedet, das als Forderungsgrundla-
ge in den politischen Raum getragen wer-
den kann.

Als nächstem Schwerpunkt wollen sich 
die DGB-Seniorinnen und -Senioren der Dis-
kriminierung aufgrund des Lebensalters so-
wie der Kommunalpolitik für ältere Men-
schen widmen.

Ein breites Feld, aber große Herausforde-
rungen scheut unsere Seniorengruppe nicht 
– ob nun analog oder digital. I

Foto unten: Prof. Dr. Matthias von Schwanen-
flügel, für Seniorenpolitik zuständiger Ab-
teilungsleiter im Bundesfamilienministerium
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PERSONALRAT MUSS MITBESTIMMEN

Geplanten Urlaub 
verschieben?
Gerade hinsichtlich der aktuellen Pandemie-Situation können in den 
Dienststellen Entscheidungen über die zeitliche Verschiebung von 
Erholungsurlaub, gegebenenfalls in Abweichung vom jeweiligen 
Urlaubsplan, in einer Vielzahl von Fällen anstehen. Nicht wenige 
Beschäftigte möchten ihren Urlaub abweichend vom Urlaubsplan der 
Dienststelle verschieben. 

Sven Hüber

Innenleben Innenleben

Die Entscheidung des Dienststellen-
leiters über das Genehmigen oder 
Nichtgenehmigen eines Antrages auf 

zeitliche Verschiebung des im jeweiligen Ur-
laubsplan bereits festgestellten Erholungs-
urlaubs eines Beschäftigten unterliegt jedoch 
der Mitbestimmung des Personalrates nach 
Paragraf 75 Abs. 3 Nr. 3 Bundespersonalver-
tretungsgesetz (BPersVG). 

Das Mitbestimmungsrecht nach Paragraf 
75 Abs. 3 Nr. 3 BPersVG erstreckt sich nicht 
nur auf das Aufstellen des Urlaubsplans, son-
dern nach dem ausdrücklichen Wortlaut der 
Vorschrift auch auf das Festsetzen der zeitli-
chen Lage des Erholungsurlaubs „für einzel-
ne Beschäftigte, wenn zwischen dem Dienst-
stellenleiter und den beteiligten Beschäftig-
ten kein Einverständnis erzielt wird“. Der 

Mitbestimmung steht nicht entgegen, dass 
nur ein einzelner Beschäftigter mit der Fest-
legung des Urlaubs in seinem Fall nicht ein-
verstanden ist beziehungsweise von der Re-
gelung im bereits festgestellten Urlaubsplan 
abweichen möchte. Dies genügt, um das Mit-
bestimmungsrecht auszulösen. 

Diese Auslegung entspricht auch dem 
Zweck der Mitbestimmung. Denn bei jeder 
Entscheidung über die zeitliche Verschie-
bung von Erholungsurlaub, auch solchem 
bereits im Urlaubsplan festgelegten, sind 
immer zugleich die Interessen der übrigen 
Beschäftigten berührt, da diese bei der Ent-
scheidung über die Gewährung des Urlaubs 
zu berücksichtigen sind, so das Verwaltungs-
gericht Frankfurt/Main in einem Beschluss 
(24.08.2020 Az.: 22 K 1366/20 F. PV.). I
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ARBEITSGRUPPE GLEICHSTELLUNG  
UND CHANCENGLEICHHEIT

Gewinnen!
Was war durch die Corona-Krise 
möglich – was nicht? Was gilt es 
festzuhalten und weiterzuentwickeln? 
Anfang September traf sich das Team 
der AG Gleichstellung und Chancen-
gleichheit in der Berliner Bundes- 
geschäftsstelle der Gewerkschaft der 
Polizei (GdP), um Handlungsempfehl-
ungen für GdP-Gleichstellungs- 
beauftragte, Personalräte und für  
unsere Gewerkschaftsorganisation zu 
entwickeln. 

Siggi Holschen

Junge Frauen wollen Perspektiven sowohl 
in der Karriereentwicklung als auch bei 

der Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 
Nur wenn Chancengleichheit von Frauen 
und Männern verwirklicht ist, können deren 
Stärken effizient genutzt werden und zur 
Attraktivität des Polizeiberufs beitragen.

Wichtig ist der Arbeitsgruppe dabei nicht, 
Negativlisten zu erstellen, sondern aufzuzei-
gen, wo wir besser werden müssen. Auch 
künftig wollen wir den Anforderungen der 
Gesellschaft an die Polizei gerecht zu werden.

Aufgrund des demografischen Wandels 
sowie den zunehmenden Herausforderun-
gen für Polizistinnen und Polizisten ist die 
Polizei gefordert, sich als attraktiver Arbeit-
geber darzustellen. 

Dazu haben die AG-Mitglieder ein Posi-
tionspapier mit konkreten Handlungsemp-
fehlungen zu Themen wie Werbung, Perso-
nalentwicklung, Karriere und vielem mehr 
erarbeitet. I
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Kommentiert

Wertschätzung
Dietmar Schilff

Ich bin seit 41 Jahren bei der Polizei und 
engagiere mich neben meinen gewerk-
schaftlichen Aktivitäten ehrenamtlich 

bei weiteren Organisationen und Vereinen, 
so wie es viele Tausende Kolleginnen und 
Kollegen auch tun. Dabei war und ist die 
Wertschätzung im Dienst und für das Ehren-
amt immer ein zentrales Thema. Wie geht die 
Politik, die Polizei und wie geht die Gesell-
schaft damit um? 

Bundespräsident Frank-Walter Steinmei-
er hat seine Sichtweise zum Thema Wert-
schätzung in seiner Rede auf dem Bundes-
kongress der Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
im November 2018 in Berlin folgendermaßen 
formuliert: „Meine Wertschätzung gilt den 
vielen Formen von Gewerkschaftsarbeit in 
der GdP und zugleich den täglichen Leistun-
gen aller Berufsgruppen, die in ihr organi-
siert sind.“

Ein klares Statement für die Wichtigkeit eh-
renamtlicher Arbeit und insbesondere für die 
immer schwieriger werdende Arbeit der Poli-
zeibeschäftigten für die innere Sicherheit.

 Wenn ich aber die letzten Jahre, ja Jahr-
zehnte betrachte, stelle ich fest, dass offen-
sichtlich nicht alle politisch verantwort-
lichen Personen im Bund und in den Län-
dern – und zwar parteiübergreifend – so 
handeln. Die Reden in den Parlamenten, die 
Danksagungen bei Veranstaltungen und die 
vielen positiven, schriftlichen Statements zu 
Weihnachten oder bei Gewerkschafts- und 
Personalversammlungen sind das eine, an-
ders ist es, wenn es um notwendige Verbes-
serungen und die wirkliche Wertschätzung 
der polizeilichen Arbeit geht.

Klar ist, dass sich außerhalb der Polizei 
niemand in die „Denke“ von Polizistinnen 

und Polizisten hineinversetzen kann. Nie-
mand kann nachfühlen, wie es ist, bei ei-
nem Verkehrsunfall auf eingeklemmte und 
schreiende Menschen zu treffen, wenn zu 
wochen- oder monatelang liegenden Lei-
chen ermittelt wird, Todesnachrichten an 
Angehörige überbracht werden, abstoßen-
de, Ekel erregende Bilder bei Fällen von Kin-
derpornografie ausgewertet werden müs-
sen, bei Großeinsätzen in Turnhallen oder 
in Mehrbettzimmern beziehungsweise in 
Containern zu hausen oder mit Stahlkugeln 
beschossen, mit Flaschen, Steinen und Mo-
lotowcocktails beworfen zu werden. Kei-
ner außerhalb der Polizei kann nachfüh-
len, wenn Kolleginnen und Kollegen über-
müdet und ausgelaugt zusammenbrechen, 
verletzt werden oder gar im Einsatz sterben, 
wenn bei „normalen“ Familienstreitigkeiten 
auf einmal Messer im Spiel sind, wenn so-
genannte Antifaschisten „Feuer und Flam-
me für diesen Staat“ und „Deutsche Polizis-
ten-Mörder und Faschisten“ skandieren und 
dann auch noch in Schutz genommen wer-
den, wenn an Hauswänden in zahlreichen 
deutschen Kommunen „ACAB“-Schmiere-
reien zu sehen sind, wenn bei Fußballein-
sätzen Ultras und Hooligans auf die Poli-
zei einschlagen, wenn Aufmärsche rechts-
radikaler Gruppierungen und Parteien zu 
begleiten sind und man sich die unerträg-
lichen, menschenfeindlichen Parolen an-
hören muss, während man gleichzeitig mit 
„Deutsche Polizisten schützen die Faschis-
ten“ vom „linken“ Klientel beschimpft wird, 
wenn Familienclans Kolleginnen und Kol-
legen beobachten und ihnen offen drohen, 
wenn Drogendealer Polizeikräfte anspucken 
oder kratzen … und so weiter…

Man könnte die Beispiele unendlich ver-
längern, und schon beim Schreiben kommen 
mir viele Erinnerungen an Einsätze wieder 
hoch, die ich, wie viele andere auch, erlebt 
habe und die man nicht auslöschen kann. Sie 
bleiben ein Leben lang im Gedächtnis.

Die Politik applaudiert der Polizei ver-
bal, manchmal auch tatsächlich, wie bei der 
Bundestagssitzung am 9. September dieses 
Jahres zu sehen war, als alle Fraktionen – 
mit Ausnahme der AfD – sich erhoben und 
für die couragierten Kolleginnen und Kol-
legen lange geklatscht haben, die sich dem 
versuchten Eindringen von „Demonstran-
ten“ in das Reichstagsgebäude entgegenge-
stellt hatten. 

Auch in den Landtagen wird der Polizei 
und den Beschäftigten in den Reden oft ge-
dankt. Das ist wohltuend und auch richtig, 
entscheidend ist aber, dass diese verbale 
Wertschätzung sich nicht immer in den not-
wendigen Verbesserungen widerspiegelt.

Der GdP werfen Politiker, wenn wir For-
derungen erheben, oft vor, dass alle Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter ja einen festen 
Arbeitsplatz hätten und grundsätzlich nicht 
gekündigt werden können. Und diese Auf-
fassung wird dann – meist von Haushalts-
politikern – auch in den Medien verbreitet 
– was dann dazu führt, dass die sowieso 
schon bestehende Neiddebatte weiter ange-
heizt wird. 

Es muss also endlich wirklich was passie-
ren! Wertschätzung ist mehr als verbale Ak-
klamation. Sicherheit darf keine Frage des 
Haushaltes sein. Die Arbeit der Polizeibe-
schäftigten im Vollzugs- Verwaltungs- und 
Tarifbereich muss in allen Ländern und im 
Bund gleich betrachtet werden. Die negati-
ven Auswirkungen der Föderalismusreform 
von 2005 müssen wieder zurückgenommen 
werden. Der Wert der Arbeit im Bereich der 
Inneren Sicherheit muss von der Politik 
noch höher eingeschätzt werden.

Das Vertrauen der Gesellschaft in die Po-
lizei ist sehr hoch, und die Menschen un-
terstützen unsere gewerkschaftlichen For-
derungen nach einer gut ausgestatteten, 
besser bezahlten und bürgerorientierten 
Polizei. Dafür machen wir eine Wertschät-
zungskampagne: „100% Einsatz der Politik 
für 100% Einsatz der Polizei!” I

Kampagnenchef und GdP-Vize Dietmar Schilff bei Videoaufnahmen.
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Ab dem 6. November 2020 in ganz Deutschland zu sehen.
Mehr Infos: 100fuer100.de

#100für100

100% Einsatz 
verdienen 100% Einsatz.
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      Die Gewerkschaft der Polizei steht für 
Demokratie, für Rechtsstaatlichkeit, 

für eine offene und bürgernahe Polizei. Die-
ses bei der Gründung der GdP vor 70 Jahren 
manifestierte und über Jahrzehnte gewach-
sene Bild einer zivilen, die freiheitlich de-
mokratische Grundordnung verteidigende 
Polizei ist in jüngster Zeit durch das Agie-
ren einiger Polizeibeschäftigter in Schiefla-
ge geraten. Das schädigt den Ruf, das Anse-
hen und letzten Endes das hohe Vertrauen 
der Bevölkerung in die Polizei.

Wenn es um rechte Hetze und mangeln-
de Distanz zu rassistischen und menschen-
verachtenden Äußerungen geht, darf ausge-
rechnet die Polizei kein Spiegelbild von Strö-
mungen innerhalb der Gesellschaft sein. Die 
in der Öffentlichkeit bekannt gewordenen 
Vorfälle müssen mit aller Konsequenz auf-
gearbeitet und verfolgt werden.

Eine Stigmatisierung der gesamten Po-
lizei und das Einordnen in die rechte Ecke 

sind inakzeptabel und werden dem Thema 
in keiner Weise gerecht. Die GdP erachtet die 
Aufarbeitung dieser Vorgänge ausdrücklich 
als notwendig und berechtigt. Die GdP for-
dert die Politik dazu auf, sich darüber hi-
naus intensiver mit den Arbeitssituationen 
und dem Arbeitsumfeld in der Polizei zu 
befassen und wertschätzender mit den Be-
schäftigten in der Polizei umzugehen, die 
sich unter immer schwieriger werdenden 
Bedingungen – teilweise unter Einsatz ih-
rer Gesundheit und ihres Lebens – für das 
friedliche Zusammenleben in unserer Ge-
sellschaft einsetzen.

Jeder der bekanntgewordenen Vorfäl-
le ist einer zu viel. Jeder Vorfall erregt die 
Öffentlichkeit, wird in den Medien ausführ-
lich dargestellt, von politischen Kreisen in-
tensiv thematisiert, aber auch von interes-
sierter Seite dazu benutzt, die Polizei in ihrer 
Gesamtheit zu verunglimpfen. Dazu gehört 
auch die durch Medien und gesellschaftli-

che, politische Gruppen hergestellte Analo-
gie zu dem Vorfall George Floyd und der Po-
lizei in den USA.

Auch wenn es sich bei den rechtsextre-
men Umtrieben nur um Wenige handelt, ver-
ursachen diese Wenigen einen erheblichen 
Schaden für die Institution „Polizei“ und 
erschüttern das extrem hohe Vertrauen der 
Menschen in ihre Polizei. Sie schaden jedem/
jeder einzelnen Beschäftigten und erschwe-
ren das polizeiliche Einschreiten. Folgen, wie 
zum Beispiel der Verzicht auf Personenkont-
rollen bei vermeintlich eindeutigem Migrati-
onshintergrund – um dem Vorwurf der Frem-
denfeindlichkeit zu entgehen, Spontankritik 
an polizeilichen Einsätzen durch Umstehen-
de oder Filmaufnahmen davon zu machen 
bis hin zu körperlichen Angriffen auf Ein-
satzkräfte, führen einerseits zu einem Ver-
trauens- und Ansehensverlust der Polizei, 
andererseits aber auch zu einer Verunsiche-
rung bei den Kolleginnen und Kollegen und 

POSITIONSPAPIER

    Halt geben –  
Haltung stärken

Wie rechts ist die Polizei? Handelt es sich noch um Einzelfälle?  
Die öffentliche Debatte um rechtsextreme Vorfälle in der Polizei hält seit 

Längerem an. Ebenso die Diskussion über Studien oder die Frage, ob es 
überhaupt dazu Forschung geben solle. Es wurde höchste Zeit für eine 

gemeinsame Position der Gewerkschaft der Polizei (GdP). 
 

Der Bundesvorstand  
der Gewerkschaft der Polizei

Titel
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das mittlerweile auch in ländlich geprägten 
Regionen und Dienststellen, in denen man 
Angriffe auf die Polizei bisher nicht kannte. 
Dies ist absolut inakzeptabel und erfordert 
eindeutige Maßnahmen.

Die GdP folgt einem ethischen Werte-
kompass. Sie fordert alle Polizeibeschäf-
tigten dazu auf, eindeutig Haltung zu zei-
gen und gegen rechtsextreme Ansichten 
klar Stellung zu beziehen. Das Eintreten ge-
gen Rassismus, Hass und Gewalt gehört zur 
Grundeinstellung eines/einer jeden Polizei-
beschäftigten und muss, egal wie schwer die 
Aufgabenwahrnehmung ist, immer und im-
mer wieder deutlich werden. Notwendig ist 
es, diese Haltung über ein gesamtes Dienst-
leben hinweg, von der Einstellung, über die 
Vereidigung, die Versetzung in den Dienst 
bis hin zum Eintritt in den Ruhestand und 
darüber hinaus, selbstbewusst zu vertreten. 

Das muss das Ergebnis der individuellen Re-
silienz der Kolleginnen und Kollegen sein. 
Die dazu erforderlichen Rahmenbedingun-
gen müssen die Dienstherren – müssen die 
Arbeitgeber – schaffen.

Die GdP ist nach wie vor zutiefst davon 
überzeugt, dass es keinen latenten, struktu-
rellen oder institutionellen Rassismus in der 
Polizei gibt und vertritt dies auch weiterhin 
in der Öffentlichkeit. Die Polizei ist für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung mitver-
antwortlich und ihr ist als staatliche Insti-
tution das staatliche Gewaltmonopol anver-
traut. Damit muss verantwortlich und ver-
hältnismäßig umgegangen werden.

Soziale und innere Sicherheit bedingen 
einander und sind untrennbar miteinander 
verbunden.

Dabei ist wesentlich, dass der Staat res-
pektvoll mit den Bürgerinnen und Bürgern 

umgeht. Umgekehrt können die „Repräsen-
tanten des Staates“ verlangen, dass mit ih-
nen ebenso respektvoll umgegangen wird.

Die GdP begreift Bildung in der Polizei 
als eigenständigen Wert. Bildung in allen 
Facetten ist ein wesentlicher Erfolgsgarant 
für eine rechtsstaatliche und demokrati-
sche, werteorientierte Polizei. Die Polizei hat 
sehr gute und umfassend aus- und fortgebil-
dete Kolleginnen und Kollegen. Die Polizei 
führt beispielsweise interkulturellen Unter-
richt durch zu den Themen Antirassismus, 
Antidiskriminierung, Antisemitismus, Ext-
remismus et cetera.

Darüber hinaus arbeiten zunehmend 
Menschen mit Migrationsgeschichte in der 
Polizei. Die aktuellen Vorkommnisse zeigen 
jedoch, dass die dienstlichen Abläufe fort-
laufend überprüft und angeglichen werden 
müssen. Im polizeilichen Alltag können sich 

In Kooperation mit der können unsere Kolleginnen und
Kollegen mit der GdP-Kreditkarte u.a. folgende Vorteile nutzen:

• kostenloses Girokonto
• kostenlose GdP-VISA-Card plus Partnerkarte
• Online-Kontowechsel mit kostenloser
Benachrichtigung Ihrer Vertragspartner

Zu beantragen unter www.gdp.de/kreditkarte

Haben Sie Fragen?
Wir helfen gerne weiter Tel.: 0211 7104-202 bzw. 201

Unsere kostenlose
GdP-VISA-Card

mit DKB-Cash!
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ist für die GdP maßgeblich, dass eine intensi-
ve Auseinandersetzung mit der Belastung des 
Polizeiberufes im Zentrum einer solchen Un-
tersuchung steht. 

Die GdP befürchtet, dass Stress, Überlas-
tung und Frust bei den Kolleginnen und Kol-
legen als die Faktoren zu einer Steigerung 
der in Rede stehenden Auswüchse der We-
nigen führen können und das die Kollegin-
nen und Kollegen sich mit ihren Alltagserfah-
rungen im Dienst oft allein gelassen fühlen. 
Die GdP fordert eine Datenerhebung, die die 
Thesen nach Überlastung, personeller Unter-
besetzung, in Teilen schlechter und unzurei-
chender Arbeitsbedingungen etc. überprüft, 
gleichzeitig im aktuellen gesellschaftlichen 
Diskurs hilft und ergebnisoffene Schlussfol-
gerungen zulässt.

Wir stellen uns schützend vor die Kolle-
gen/-innen, die in besonders belastenden 
Bereichen arbeiten. Ihnen müssen Hilfen 
angeboten werden, damit sie mit dem „spe-
zifischen Frust“ und ihren Vergeblichkeits-
erfahrungen angemessen umgehen können. 
Die Kolleginnen und Kollegen vor all diesen 
aktuellen Vorwürfen zu schützen, gleichzei-
tig aber auch Arbeitsbedingungen zu for-
dern, die Stress, Überlastung und Frust erst 
gar nicht aufkommen lassen bzw. nicht be-
fördern, sehen wir als unsere Aufgabe an.

Für die GdP steht aber auch fest: Egal, 
welchen Belastungen die Polizei ausgesetzt 
ist, sie rechtfertigen niemals rechtsextreme 
oder rechtsradikale Äußerungen oder Ver-
haltensweisen.

Wir fordern eine Forschungsleistung ein, 
die nicht bereits im Titel ein Problem unter-
stellt, sondern Daten und Fakten generiert, 
um ein Problem erst einmal zu identifizie-
ren, zu beschreiben und Lösungsmöglich-
keiten aufzuzeigen. Wir fordern vielmehr ein 
Forschungsvorhaben mit positiven Frage-
stellungen. Die GdP ist sicher, dass das in die 
Polizei gesteckte Vertrauen gerechtfertigt ist 
und dass wir mit Leidenschaft den demokrati-
schen Rechtsstaat gewährleisten. Dazu gehört 
auch eine Analyse der Belastungen der alltäg-
lichen polizeilichen Arbeit in allen Bereichen.

Die GdP besteht auf Erhebungen und Be-
wertungen zu Belastungsfaktoren des all-
täglichen Dienstes, ihren Auswirkungen auf 
Frustration und Zufriedenheit und auf die 
alltägliche Arbeit im Umgang mit Bürger/in-
nen und Mitarbeitenden. Ferner soll es auch 
um die Identifizierung von Faktoren gehen, 

Einstellungen verändern. Bei wenigen Be-
schäftigten ist offenbar das innere Wertebild 
ins Wanken geraten und macht sie für frag-
würdige Botschaften empfänglich.

Warum sind manche Polizisten/-innen 
nicht widerstandsfähig gegenüber radika-
len Thesen? Ist es Arbeitsüberlastung, sind 
es die Arbeitsbedingungen, die zunehmen-
de Arbeitsverdichtung, Zustände auf den 
Dienststellen oder auch das tägliche Erleben, 
dass der Rechtsstaat in manchen Bereichen 
in ihren Augen nicht mehr zu funktionieren 
scheint? Fühlen sie sich allein gelassen in der 
täglichen Arbeit der Kriminalitätsbekämp-
fung? Sind sie desillusioniert?

Welchen Einfluss hat der Alltagsrassis-
mus in unserer Gesellschaft, der sich auf 
vielfältige Weise zeigt, auf Polizistinnen 
und Polizisten? Wie wirkt sich das Agieren 
rechtspopulistischer und – radikaler Orga-
nisationen und Parteien, die auch in den 
Parlamenten sitzen, auf die Stimmung in 
der Polizei aus?

Das sind Fragen, die sehr wohl gründlich 
untersucht und beantwortet werden müssen.

In dieser polarisierten gesellschaftlichen 
Situation müssen hochbelastete Polizeibe-
amte/-innen rechtssicher und rechtsstaat-
lich agieren können.

Neben der Überprüfung

•	 von polizeilicher Aus- und Fort-
bildung,

•	 den Arbeitssituationen in der  
Polizei,

•	 der intensiveren Befassung mit 
dem „Gefühl“ der Polizeibeschäf-
tigten,

•	 der sofortigen Umsetzung vor-
handener Handlungskataloge 
mit entsprechenden Maßnahmen 
zur Stärkung der demokratischen 
Widerstandsfähigkeit,

•	 der Intensivierung von Supervisi-
onsmöglichkeiten und

•	 der Unterstützung und des „Halt-
gebens“ durch die Vorgesetzten 
(Anker-Strategie)

die eine rechtsstaatliche Fehlerkultur för-
dern, sowie den Verdacht falsch verstande-
nen „Wir-Gefühls" oder rechtswidriges Poli-
zeihandelns verhindern.

Mit uns wird es eine konstruktive Ausein-
andersetzung in der Sache geben, in der wir 
fordern, dass auch die Expertinnen und Ex-
perten aus der Polizei selbst zu Wort kom-
men! Es geht um Wertschätzung und Aner-
kennung in alle Richtungen und dazu ge-
hört, auch alle Stimmen zu Wort kommen 
zu lassen. Die daraus resultierenden Re-
formüberlegungen müssen ergebnisoffen 
herausgearbeitet und konsequent umge-
setzt werden

Überlastung, Stress und Frust wirken 
sich negativ auf die Arbeitszufriedenheit 
und den Umgang mit Menschen aus. Stress- 
und Stressfaktoren haben sich mit den Jah-
ren verändert. Es sind Überlastungsmomen-
te entstanden, Frust hat sich angestaut, die 
Polizei und die Gesellschaft befinden sich in 
einem demografischen Wandel, die Gesell-
schaft hat sich verändert, Arbeitszeitmodel-
le haben sich verändert, die Vereinbarkeit 
von Leben und Beruf ist mehr in den Vor-
dergrund gerückt, Kriminalitätsphänome-
ne haben sich verändert und viele andere 
Dinge mehr.

Die Kolleginnen und Kollegen fühlen sich 
mittlerweile allein gelassen – von ihren Vor-
gesetzen, Dienstherrn und der Politik. Allein 
gelassen mit ihren Erlebnissen im Alltag, im 
Umgang mit Gewalttätern, Rechtsbrechern 
im System zwischen dem Einschreiten, der 
Staatsanwaltschaft, den Gerichten und dem 
fehlenden politischen Rückhalt. Hinzu kom-
men die Bedingungen am Arbeitsplatz, die 
personelle Lage auf der Dienststelle.

Wir brauchen eine Antwort auf die Fra-
ge, warum reagieren einige Polizeibeschäf-
tigte auf Belastungen im Alltag anders als 
die Mehrheit der Polizeibeschäftigten? Wel-
che Umstände verändern das Verhalten? Aus 
diesen Gründen fordert die GdP ein umfas-
sendes interdisziplinäres Forschungsvorha-
ben, in dem

•	 Frustrationstrends und Zufrie-
denheitswerte erhoben werden 
und bewertet wird, wie sich  
diese auf die alltägliche Arbeit  
im Innen- und Außenverhältnis 
auswirken,
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•	 insbesondere psychische Belas-
tungsfaktoren des alltäglichen 
Dienstes umfassend identifiziert 
und beschrieben werden,

•	 Auswirkungen dieser Belastun-
gen auf Frustration und 
Zufriedenheit erhoben und  
bewertet werden,

•	 Faktoren identifiziert werden,  
die eine rechtsstaatliche Fehler-
kultur fördern, sowie falsch 
verstandenes „Wir-Gefühl“ und 
rechtswidriges Polizeihandeln 
verhindern,

•	 die daraus resultierenden nöti-
gen Reformüberlegungen 

ergebnisoffen herausgearbeitet 
und umgesetzt werden,

•	 die Forschung auch die Umset-
zung der Erkenntnisse begleitet.

Es bedarf einer Institutionalisierung die-
ser Forschung an allen polizeilichen Aus- 
und Fortbildungseinrichtungen. Die GdP 
selbst wird eine Expertengruppe einsetzen, 
die jetzt die nötigen Sofortmaßnahmen wie 
auch notwendige begleitende und unterstüt-
zende Maßnahmen erarbeitet.

Die GdP fordert, dass umgehend eine 
Kommission aus Vertreter/-innen der Zivil-
gesellschaft, der Wissenschaft, aus Gewerk-
schaften und Personalvertretungen, Com-
munities mit Migrationsgeschichte/-hinter-
grund, aus der polizeilichen Praxis und der 

Aus- und Fortbildung eingerichtet wird. Ziel 
dieser Kommission muss es sein, das Ver-
hältnis zwischen Gesellschaft und Polizei 
genauer zu analysieren, die veränderten 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
mit einzubeziehen, das Thema Gewalt ge-
gen die Polizei zu thematisieren und daraus 
resultierende Schlussfolgerungen zu ziehen

Die gegenwärtige Diskussion um rassis-
tische Auswüchse Weniger innerhalb der 
Polizei kann nur vor dem Hintergrund ge-
führt werden, dass die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in der Polizei trotz der seit Jah-
ren bekannten widrigen Umstände des Ar-
beitsalltags ihren Dienst seriös, kompetent, 
vorurteilsfrei, bürgerorientiert und rechts-
taatlich verrichten können. Sie haben end-
lich größere gesellschaftliche und politische 
Aufmerksamkeit verdient.“ I

ANZEIGE

Fortschritt in Höchstgeschwindigkeit

In Zeiten des High-Speed-Internets und großen zu
übertragenden Datenmengen reichen herkömmliche
Kupferkabel oft nicht mehr aus. Um hier innovativ
Abhilfe
zu schaffen, sindmittlerweile Glasfaserkabel
flächendeckend im Einsatz.Wir realisieren diese
Leitungssysteme sicher und zuverlässig.

Terrado Networks GmbH

AmSchornacker 8
46485Wesel

info@terrado-networks.de
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Sicherheitsbehörden bestätigen die-
se Einschätzung. Rechter Terror gilt 
mittlerweile als zentrale Herausfor-

derung, mehr noch als der islamistische 
Fundamentalismus. Bundesinnenminister 
Horst Seehofer und Bundestagspräsident 
Wolfgang Schäuble sprechen neben den 
Sicherheitsbehörden davon, die Gefahr zu 
lange unterschätzt zu haben. Nun wurde 
einiges von staatlicher Seite unternommen.  
Zum einen das Verbot von Combat 18, Gruppe 
Deutschland – eine gewaltbereite, rechtsex-
treme Organisation – im Januar 2020. Auch 

einen Reichsbürgerverein traf der Bann. 
Die „Identitäre Bewegung“ wird als rechts-
extrem eingestuft, ebenso der „Flügel“, ein 
wichtiger Teil innerhalb der Alternative für 
Deutschland (AfD) um den Thüringer Politi-
ker Björn Höcke. Land auf, Land ab fordern 
viele ein Verbot der Reichskriegsflagge.

Terror in Halle

Vor etwas mehr als einem Jahr, am 9. Okto-
ber 2019, erschütterte der Anschlag in Hal-

le Deutschland und die Welt. Ein 27-jähri-
ger Studienabbrecher aus Sachsen-Anhalt 
unternahm am helllichten Tage einen An-
schlagsversuch auf eine jüdische Synagoge. 
Als er sich keinen Zugang verschaffen konn-
te, ermordete er zwei Menschen. Er drang in 
einen nahe gelegenen Dönerladen ein und 
floh anschließend. Die Hetzjagd filmte er via 
Helmkamera, lud das Video in einschlägige 
Foren hoch. Ganze Schulklassen bekamen 
das Morden im Livestream auf ihre Mobil-
geräte zugespielt. Nur weil der Täter an der 
Umsetzung scheiterte, fielen dem Terroran-
schlag nicht mehr Menschen zum Opfer. In 
der Synagoge befanden sich am höchsten jü-
dischen Feiertag Jom Kippur Dutzende Men-
schen. In Halle ist der Alltag wieder einge-
kehrt: Die beschädigte Holztür der Syna-
goge wurde mittlerweile ausgetauscht. Der 
Dönerladen ist wieder in Betrieb.  Ein Jahr 
nach der Tat fanden Gedenkfeiern statt. 

Der Hass und das Ich

Der Täter hasste Juden, Muslime und Frau-
en und sah sich als Teil einer Spielewelt. Er 
sprach etwa von Fans. Der Täter wollte zwei 
Ebenen ansprechen: eine Weltöffentlichkeit, 
weshalb er auf Englisch sprach sowie seine 
Online-Subkultur, in der er fest verhaftet 
war. Der Einzeltäter stellt naturgemäß das 
eigene „Ich“ in den Vordergrund, gibt aber 
vor, bei einer breiteren Öffentlichkeit Ge-
hör zu finden, sowie Angst und Schrecken 
zu verbreiten. Ein Einzeltäter in der Tataus-
führung, aber kein Einzelfall.

Der Prozess gegen ihn zeigt ein eiskaltes 
Vorgehen aus weltanschaulichen Gründen. 
Er zeigt aber auch, dass man sich schwertut, 
in die virtuellen Parallelwelten einzutau-
chen. Der Täter hat sich etwa über die von 
Millionen genutzte Spieleplattform „Steam“ 
radikalisiert. Er nutzte kein Smartphone, 
da er meinte, abgehört zu werden und alles 
nachverfolgbar sei. So isoliert er im sozia-
len Leben war (der Täter hatte keine Freun-
de, nie eine Beziehung und ging nach einem 
Studienabbruch kaum mehr vor die Tür), 
zeigt sich doch, wie anschlussfähig solche 
Ideen des Hasses offenbar sind. In einer 
Beschuldigtenvernehmung sagte er: „Die 
Flüchtlingskrise war für mich eine Zäsur. 
Man hat den Flüchtlingen angesehen, dass 
sie aggressiv sind. Und es ist ja nicht so, dass 
Muslime das erste Mal nach Europa kommen 

NACH DEM ANSCHLAG VON HALLE

Rechter  
Terror als  
zentrale  
Gefahr

 

 

 

Rechter Terror hat sich womöglich zur größten Gefahr westlicher 
Gesellschaften entwickelt. Das legt der „Global Terrorism Index 
2019“ nahe. 2018 machten rechtsterroristische Attacken 17,2 Prozent 
aller terroristischen Vorfälle aus – islamistische Angriffe 6,28 Prozent. 
Rechte Täter handeln zudem immer öfter auf eigene Faust. 

 

 

Dr. Florian Hartleb

Hingeschaut  „Ein Großteil der „einsamen 
Wölfe“ zeigt exzessives Gaming-
Verhalten in brutalen Spielen. 
Gewaltverherrlichende Steam-
Gruppen werden nicht moderiert.

Die Tür der Synagoge in Halle hielt den Kugeln des Attentäters stand und rettete vielen 
Menschen das Leben.
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und es erobern wollen.“ Und weiter: „Ich 
lebe im hinterletzten Viertel Deutschlands, 
dem zweitärmsten Landkreis, und selbst 
dort sind die Muslime schon angekommen. 
Ich will nicht, dass man mir diesen Multi-
kulturalismus aufzwingt, auch wenn den 
vielleicht 99 Prozent der Menschen wollen. 
Ich habe mich schon ziemlich in mein Zim-
mer zurückgezogen.“ 

Kaum Kontrolle

Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) 
sollte bei den Ermittlungen zum Hallenser 
Attentat helfen. Der Polizei wurde mitge-
teilt, leider nur eingeschränkten Zugang 
zur öffentlichen Software „Steamid.uk” zu 
haben. Journalisten haben mit dieser Soft-
ware weitere Steam-Freunde des Hallenser 
Attentäters gefunden, wie in einem im Au-
gust in der ARD ausgestrahlten Film deut-
lich wurde. Diese Personen tauchten nicht 
in den Gerichts-Akten auf. Mehr noch: Beim 
Verhör des Attentäters wurde er trotz seines 
exzessiven Gaming-Verhaltens auf Steam 
nicht über seine Steam-Kontakte befragt.

Ein Großteil der „einsamen Wölfe“ zeigt 
exzessives Gaming-Verhalten in bruta-
len Spielen. Gewaltverherrlichende Ste-
am-Gruppen werden nicht moderiert. Das 
Profil des Attentäters Brenton Tarrant, der 
im März 2019 im neuseeländischen Christ-
church 51 Menschen tötete und viele wei-
tere teils schwer verletzte, ist bis heute auf 
der Plattform aktiv und wird von Unterstüt-
zern mit Belohnungen und kostenpflichti-
gen Upgrades aufgewertet: eine weitere di-

gitale Ruhmeshalle. Steam muss, anders als 
sonstige Kommunikationsanbieter, seine In-
halte nicht kontrollieren. Die populäre Platt-
form speichert diese kaum zur Aufklärung 
von Straftaten. Die virtuellen Räume gelten 
als zentraler Radikalisierungsort, um geziel-
te Tötungen vorzubereiten. Es ist nur schwer 
einschätzbar, ob man dort auch die inhalt-
lich wie technisch richtigen Experten sitzen 
hat. In der Polizeiausbildung wird das The-
ma nur gestreift. IT-Spezialisten und Daten-
auswerter sind rar gesät und werden hände-
ringend gesucht. Fragen über Fragen stellen 
sich bei der Auslotung von Freiheit und Si-
cherheit. Hinzu kommt: Auch mit mehr Per-
sonal hätte man die Tat von Halle und Ha-
nau nicht verhindern können, da der Täter 
ein unbeschriebenes Blatt für die Sicher-
heitsbehörden war. 

Memefabriken

Auf Portalen wie Steam, aber auch „4chan“ 
und „8chan“ werden Rechtsterroristen wie 
der Norweger Anders Breivik oder Tarrant 
gefeiert und Highscores mit Todesopfern er-
stellt. Angestachelt wird auch zu realen Ta-
ten. Die Essenz dieser Troll-Foren ist eine 
Mischung aus offensivem Humor, Grenz-
überschreitung und oft auch Menschen-
feindlichkeit. Sie haben ganz eigene Codes 
und Praktiken herausgebildet. Diese Platt-
formen können als „Memefabriken“ gelten, 
die nur auf den ersten Blick als unbedenk-
lich erscheinen und als Gag gelten können. 
Memes sind an sich Ideen, die sich analog 
zu Viren selbst verbreiten. Sie stiften nicht 

nur Identifikation, sondern auch Provoka-
tion wie Propaganda. Im Prozess von Halle 
weist das Bundeskriminalamt (BKA) darauf 
hin, dass die im digitalen Raum aktive Sze-
ne diese Plattform vor allem zur Verbreitung 
der eigenen politischen Botschaft sowie zur 
Diffamierung der ideologischen Feindbilder 
via Satire oder Humor nutzt.

Verschwörungstheorien

Dass der Glaube an die jüdische Weltver-
schwörung längst wieder in der Gesellschaft 
angekommen ist, zeigen Verschwörungs-
theorien, die im Zuge der Covid-19-Pande-
mie kursieren, aber auch Verbalradikalis-
men. Der US-amerikanische Softwaremil-
liardär Bill Gates wird etwa als Schuldiger 
ausgemacht oder auch George Soros, ein 
Finanzinvestor ungarischer Herkunft. So-
ros stammt aus einer jüdischen Familie. Es 
schlägt die Stunde von Akteuren, die in Pa-
rallelwelten „trommeln“ und von einer „Co-
ronadiktatur“ reden. Führende Experten 
wie Kommunikationsprofessor Gabriel Wei-
mann von der Universität in Haifa, die den 
Zusammenhang zwischen Online-Plattfor-
men und terroristischen Anschlägen durch 
Einzeltäter sehen, befürchten schon jetzt, ei-
nen Anschub für weitere Attacken. Auf die-
sen Plattformen kommt etwa der alte anti-
semitische Topos zum Tragen, demzufolge 
eine jüdische Elite insgeheim die globale 
Macht innehat. 

Konstruierte 
Vermeintlichkeiten

Welche Verbindungen mögen vorliegen zwi-
schen Investor Soros und dem Forschungs-
labor im chinesischen Wuhan? Ein seltsa-
me Frage, oder? Nicht auf den zweiten Blick. 
Von der britischen Nichtregierungsorganisa-
tion Community Security Trust wurde nach-
gewiesen, dass in den vergangenen Wochen 
antichinesischer Rassismus und Antisemi-
tismus oftmals miteinander verzahnt auftra-
ten. Die vermeintliche Existenz des „Deep 
State“, eines Staates im Staate, verbreitet 
von der mittlerweile weltweit agierenden 
Bewegung QAnon, ein Sammelbecken für 
diverse Verschwörungsfantasten, hat Kon-
junktur und in Deutschland, nach den USA, 
den meisten Zulauf. I www.POLIZEIPRAXIS.de
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Ein Jahr nach den Attentaten im sachsen-anhaltischen Halle: Bundespräsident Frank-Walter 
Steinmeier gedachte den beiden Opfern des Täters.
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Hingeschaut Nach Angaben des aktuellen Verfassungs-
schutzberichts stieg 2019 die Zahl der 
rechtsextremistisch motivierten Straftaten 
mit antisemitischem Hintergrund um 17,1 
Prozent auf insgesamt 1.844. 

ANTISEMITISMUS

An allem schuld
Antisemitisches Gedankengut hat hierzulande vielfältige 
Verbreitungswege. Im Internet wird es mittlerweile in 
Bevölkerungsgruppen transportiert, die bislang nicht für klassisch 
antisemitische Propaganda, zum Beispiel in gedruckter Form, 
erreichbar waren. Die deutschen Sicherheitsbehörden stellt das vor 
enorme Herausforderungen.

  
 
 

Prof. Dr. Stefan Goertz 
Hochschule des Bundes, Fachbereich Bundespolizei

Pferd auf, der die Krankheit in eine Stadt 
einschleust. Zu finden sind Behauptungen, 
dass das Virus von „den Zionisten“ in isra-
elischen Laboren hergestellt worden sei. In 
den sozialen Netzwerken wird dazu aufge-
fordert, Juden mit dem Virus anzustecken, 
indem Infizierte sie umarmen oder anhus-
ten sollen. Der BfV-Präsident Thomas Hal-
denwang stellt fest: „Wir beobachten, dass 
es Versuche gibt, die Pandemie propagan-
distisch auszunutzen, insbesondere mit 
Hilfe der Verbreitung von Verschwörungs-
theorien und Desinformation“. Im neona-
zistischen Bereich sei die überwiegende 
Mehrheit der Meinung, hinter der Corona-
Krise stecke „der Jude“, erklärt der bayeri-
sche Verfassungsschutz. Es werde verbrei-
tet, Juden profitierten durch die von der 
Pandemie ausgelöste Finanzkrise als Geld-
verleiher. Die bayerischen Verfassungs-
schützer verweisen auf einen Online-Bei-
trag der rechtsextremistischen Partei „Der 
dritte Weg“. Deutsche Rechtsextremisten 
gehen nach Erkenntnissen der Verfassungs-
schutzbehörden davon aus, dass „jüdische 
Eliten die Corona-Pandemie bewusst her-
vorgerufen haben“. Die frühere Vorsitzen-
de des Zentralrats der Juden, Charlotte Kno-
bloch, erklärte: „Krisenzeiten waren schon 
immer Hochzeiten des Judenhasses“.

Wie ticken „Querdenker“?

Michael Blume ist Antisemitismusbeauftrag-
ter der baden-württembergischen Landesre-
gierung. Er warnt vor einer Gruppierung in 
der corona-kritischen „Querdenker“-Bewe-
gung, deren Antisemitismus auch zu Gewalt-
bereitschaft gegen Juden führen könne. Blu-
me zufolge sind bei einigen „Querdenkern“ 
antisemitische Verschwörungstheorien stark 
verbreitet. So stecke „hinter dem Coronavi-
rus Microsoftgründer Bill Gates, der von den 
Rothschilds, einer jüdischen Bankiersfami-
lie, finanziert werde. Gates und Soros, ein aus 
Ungarn stammender Finanzinvestor, würden 
zudem von „Querdenkern“ nicht zufällig zu 
Sündenböcken für die Pandemie gemacht. 
In autoritären und verschwörungsideologi-
schen Kreisen sind sie seit langem beliebte 
Feindbilder. Soros, ein Holocaustüberleben-
der war unter anderem vom ungarischen Pre-
mierminister Viktor Orbán beschuldigt wor-
den, durch seine Stiftung die Migrationsbe-
wegung im Jahr 2015 angetrieben zu haben 
– angeblich, um die europäische Zivilisation 
zu zerstören. Der „Querdenken-711“-Gründer 
Michael Ballweg hatte zu seiner ersten gro-
ßen Demonstration den bekannten Antise-
miten und Verschwörungstheoretiker Ken 
Jebsen eingeladen. Wohl eher kein Zufall. 
Eine „Querfront“ unterschiedlicher Beteilig-
ter werde, so Blume, durch ein gemeinsames 
Feindbild zusammengehalten.

Zentrales Ideologieelement

Antisemitismus ist ein zentrales Ideologie-
element des deutschen Rechtsextremismus. 
Diese extremistische Haltung baut vor allem 
auf dem rassistischen Weltbild des National-
sozialismus auf, der das Judentum als „nicht-
deutsche, fremde Rasse“ definierte und die-
sen „Feind der eigenen Rasse“ „ausmerzen“ 
wollte. Nicht zuletzt aufgrund strafrechtli-
cher Konsequenzen meiden viele Rechtsex-
tremisten mittlerweile in ihrer Propaganda 
offenen, rassistisch motivierten Antisemi-
tismus. Sie weichen auf einen angedeuteten 
Antisemitismus aus, insbesondere durch die 
Behauptung eines übermäßigen politischen 
Einflusses von Juden. Rechtsextreme Grup-
pierungen nutzen die im politischen und ge-
sellschaftlichen Alltag geäußerte Kritik an 
der Politik Israels, um die Existenzberechti-

Noch immer wird Antisemitismus in 
Deutschland vor allem von deut-
schen Rechtsextremisten verbreitet 

– jedoch auch von Islamisten und, anders 
begründet, von Linksextremisten. Aktuelle 
Beispiele haben einen Bezug zur Corona-
Pandemie. Nach Angaben des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz (BfV) ist unter Antise-
mitismus die antizionistisch, religiös, sozial, 
politisch oder rassistisch motivierte Feind-
schaft gegen Juden zu verstehen. Dabei ist 
es unerheblich, ob sich diese Gemeinschaft 
im Verband des Staates Israel organisiert 
oder außerhalb. Hinzu kommt ein sekundä-
rer Antisemitismus, der sich darin äußert, 
den Holocaust zu relativieren oder gar zu 
leugnen, der einen Schlussstrich unter der 
Vergangenheit fordert oder Opfer und Tätern 
rhetorisch umkehrt.

Infizierte Propaganda

Im Frühjahr stand im Stadtzentrum Bam-
bergs auf einem Schild: „Coronavirus heißt 
Judenkapitalismus“. Rechtsextremisten 
und Islamisten nutzen die Corona-Krise, 
um antisemitische Verschwörungstheorien 
zu verbreiten. Auf Websites taucht die Ka-
rikatur eines Juden in einem trojanischen 
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 „Ähnlich wie im Rechtsextremismus werden Juden 
von Islamisten als „Drahtzieher“ einer weltweiten 
politischen Verschwörung gesehen und kollektiv für 
verschiedene nationale und internationale Übel und 
Missstände verantwortlich gemacht.

gung des Staates in Frage zu stellen. Die pau-
schale Ablehnung Israels basiert auf der prin-
zipiellen Ablehnung des Judentums. Gleich-
setzungen der israelischen Politik mit dem 
Holocaust des Dritten Reiches sind ebenfalls 
gängige Muster eines antizionistischen An-
tisemitismus. Sekundär werfen Antisemiten 
Juden vor, sie benutzten die Verantwortung 
Deutschlands für den Holocaust als Mittel ei-
ner finanziellen wie politischen Erpressung. 
Antisemitischen Verschwörungstheorien zu-
folge werde Deutschland im Rahmen einer 
planvollen Konspiration instrumentalisiert, 
um den „jüdischen Einfluss“ zu vergrößern 
oder das Ziel der „jüdischen Weltherrschaft“ 
zu erreichen, sagt das BfV. Häufig werde ein 
„jüdischer Einfluss“ auf politische Entschei-
dungen der Regierungsverantwortlichen be-
hauptet. 

Fest verankert
Antisemitismus spielt auch im rechtsext-

remistischen Parteienspektrum hierzulande 
eine wichtige Rolle. Vertreter der National-
demokratischen Partei Deutschlands (NPD) 
verbreiten regelmäßig Verschwörungstheo-
rien im Sinne eines politischen und antizio-
nistischen Antisemitismus:

„Ohne sich auf ein plumpes Juden-Ba-
shing herablassen zu wollen, zeigen wir Ge-
sicht gegen das Treiben von Menschen wie 
George Soros, welche die Geschicke lenken, 
die verlogenen Medien unter ihrer Kontrol-
le haben und die Überfremdung Europas 
gezielt mit ihrem Finanzkapital fördern. (…) 

Wir sind der Meinung: Es reicht nicht, im-
mer nur gegen den Islam, die Lügenpres-
se, oder die Marionetten im Kanzleramt zu 
schimpfen. Man muss auch die, die diese 
Marionetten steuern, mit offenem Visier be-
kämpfen und die Menschen über diese bös-
artigen Eliten aufklären“, ist nach BfV-An-
gaben auf einer Homepage des NPD-Kreis-
verbandes Nürnberg veröffentlicht worden.
Auch in der rechtsextremistischen Partei 

„Der III. Weg“ ist antisemitisches Denken 
fest verankert. Seit Jahren tituliert diese 
Gruppierung Israel auf ihrer Homepage als 

„Terrorstaat“ und ruft unter der Überschrift 
„Israel-Boykott: Was jeder gegen den zionis-
tischen Völkermord tun kann“ offen zum 
Boykott von Produkten aus Israel, dem „zio-
nistischen Geschwür im Nahen Osten“, dem 

„zionistischen Raubstaat“, auf.

Islamistischer Antisemitismus

Extrem stark ausgeprägt ist Antisemitismus 
im Islamismus. Dort verbinden sich religi-
öse, territoriale und/oder politische Moti-
ve zu einem antisemitischen Weltbild. Das 
„Feindbild Judentum“ bildet einen zentralen 
Pfeiler der Argumentationen aller islamisti-
schen Gruppierungen. Dabei werden Stereo-
type und Vorurteile verwendet, die mit der 
judenfeindlichen Hetze in Europa vom Mit-
telalter bis zur nationalsozialistischen Ras-
senideologie im 20. Jahrhundert in Verbin-
dung gebracht werden können.

Einen besonderen Stellenwert nimmt 
im islamistischen Antisemitismus nach 
Verfassungsschutz-Angaben die „jüdi-
sche Weltverschwörung“ ein. Ähnlich wie 
im Rechtsextremismus werden Juden als 
„Drahtzieher“ einer weltweiten politischen 
Verschwörung gesehen und kollektiv für 
verschiedene nationale und internationa-
le Übel und Missstände verantwortlich ge-
macht. Judenkritische Stellen des Koran 
werden bis in die Gegenwart hinein immer 
wieder aus ihrem historischen Zusammen-
hang gelöst und wortwörtlich verstanden – 
eine Grundlage für einen Hunderte von Jah-
ren alten Antisemitismus. 

Belastetes Verhältnis

Im Jahr 1948 stellte die Gründung des Staa-
tes Israel und dessen militärischer Sieg über 

die verbündeten arabischen Staaten Ägyp-
ten, Syrien, Libanon, Jordanien und Irak im 
Unabhängigkeitskrieg den Höhepunkt der 
Eskalation zwischen Arabern und Juden dar. 
So kam es im Verlauf des Krieges zu Flucht 
und Vertreibung von hunderttausenden 
muslimischen Palästinensern, wodurch das 
israelisch-palästinensische Verhältnis bis 
heute stark belastet wird. Darüber hinaus 
führte diese militärische Niederlage auch 
in den übrigen arabischen Staaten zu einer 
starken Ausweitung antisemitischer Einstel-
lungen in weiten Kreisen der Bevölkerung. 
Eine Erklärung der unerwarteten Niederla-
ge fünf arabischer Staaten gegen das klei-
ne und vermeintlich schwache Land Israel 
schien nur durch das Konstrukt einer „jü-
dischen Weltverschwörung“, wie sie in der 
antisemitischen Schmähschrift „Die Proto-
kolle der Weisen von Zion“ dargestellt wird, 
möglich. Einer der Begründer des modernen 
islamistischen Antisemitismus ist der ägyp-
tische Islamist Sayyid Qutb, der im Jahr 1950 
das antisemitische Werk „Unser Kampf mit 
den Juden“ veröffentlichte.

Linksextremer Antisemitismus 

Antisemitismus ist kein elementarer Bestand-
teil der linksextremistischen Ideologien. Ei-
nen rassistischen Linksextremismus gibt es 
nicht, auch keinen offenen, sich selbst so be-
zeichnenden Antisemitismus. Die im Links-
extremismus auftretenden codierten Formen 
von Antisemitismus sind schwieriger zu ent-
schlüsseln. Sie sind weniger deutlich und 
plakativ als rechter oder islamistischer Anti-
semitismus. Klare Kennzeichen sind das Ab-
streiten des Rechts des jüdischen Volkes auf 
Selbstbestimmung. Behauptet wird: Israel sei 
ein rassistischer Staat. Auch werden von Isra-
el doppelte Standards gefordert, die von kei-
nem anderen demokratischen Staat erwartet 
und erfüllt werden.

Mit Aufrufen zu Boykott, Desinvestitio-
nen und Sanktionen (BDS), vor allem der is-
raelischen Wirtschaft, Kultur und Wissen-
schaft, soll Israel zu Konzessionen gegenüber 
den Palästinensern gezwungen werden, wo-
bei der BDS-Forderungskatalog auf eine Ab-
schaffung des jüdischen Staates zielt. Die An-
tisemitismusforschung ordnet die Ziele der 
BDS-Kampagne als antisemitisch ein, ebenso 
wie der Deutsche Bundestag, der im Mai 2019 
Boykottaufrufe gegen Israel verurteilte. I
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Bundesfamilienministerin Franziska Giffey 
in einer Berliner Synagoge bei der  
Vorstellung des Kompetenznetzwerks  
Antisemitismus.
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SÜDDEUTSCHES TREFFEN DER  
LANDESSENIORENVORSTÄNDE

„Erneuern“ der  
GdP-Seniorenarbeit
Es hat eine langjährige Tradition, wenn Vertreter der süddeutschen 
GdP-Seniorenvorstände einmal im Jahr zu einer klausurähnlichen 
Arbeitstagung zusammenkommen. Die Treffen verstehen sich als 
Diskussionsgremium, das Probleme erörtert und diese im Idealfall 
mit Lösungsvorschlägen in den Bundesseniorenvorstand (BSV) 
einbringt. Diskutiert wurde Ende September und unter Corona-
Bedingungen.

H. Werner Fischer

Ziel ist es vor allem, durch intensive Gesprä-
che – losgelöst von einer strengen Tagesord-
nung – die Arbeit für die Senioren in der GdP 
und in den einzelnen Landesbezirken/Bezir-
ken voranzubringen und zu verbessern. Die 
Länder Baden-Württemberg, Bayern, Hes-
sen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Thüringen, Sachsen und das Bundeskrimi-
nalamt gehören zu diesem Kreis. 

Dieses Jahr fand die Runde in Bad Schan-
dau statt, in der landschaftlich reizvollen 
Gegend der Sächsischen Schweiz. Die Or-
ganisation durch den sächsischen Landes-
seniorenvorsitzenden Claus Schneider war 
einschließlich eines kleinen Beiprogramms 
bestens vorbereitet, so dass alle Teilnehmen-
de von einem gelungenen Treffen sprachen.

Auch im Ruhestand in der GdP

Schwerpunkt der Diskussionen waren die 
Überlegungen zu einer „Erneuerung“ der 
GdP-Seniorenarbeit. Der stellvertretende 
Bundesseniorenvorsitzende (auch Vize-Vor-
sitzender der Seniorengruppe im Landesbe-
zirk Hessen) Ewald Gerk trug die vom BSV 
angestoßenen Gedanken zu einer Neuori-
entierung der Seniorenarbeit vor. Man wol-
le eine „Vision“ einer zeitgemäßen und zu-
kunftsfähigen Seniorenarbeit in der GdP 
verwirklichen. Dazu sollen Grundsätze erar-
beitet werden, die „unser Selbstverständnis 
dokumentieren“. Gewollt ist dazu eine um-

fangreich angelegte Befragung der lebens-
älteren Mitglieder zu ihren Wünschen und 
Erwartungen. Es gehe schlicht und einfach 
darum, durch eine überzeugende Senioren-
arbeit Mitglieder auch nach Eintritt in den 
Ruhestand in ihrer GdP zu halten.

Wichtige Altersgruppe

In der intensiven Erörterung waren sich alle 
Teilnehmenden einig, dass die Altersgruppe 
der 50- bis 60-Jährigen vor dem Eintritt in 
den Ruhestand eine wichtige Zielgruppe bei 
der „Mitgliederbindung“ ist. Das wegen der 
Corona-Pandemie ins Stocken geratene Pro-
jekt des BSV müsse, sobald es die Umstände 
zuließen, in die Gänge kommen. 

Einen stets besonderen Anteil in diesen 
Treffen hat der Gedankenaustausch über 
die Arbeit in den einzelnen Landesbezirken, 
wonach stets sinnvolle Anregungen für die 
eigene Arbeit mitgenommen werden kön-
nen. Beachtenswert war die Tatsache, dass 
der GdP-Landesvorsitzende Hagen Husgen 
während nahezu der gesamten Tagung an-
wesend war. Er konnte dabei nicht nur über 
die aktuelle Situation der GdP und der Po-
lizei in Sachsen berichten. Er nahm auch 
viele Problemlagen der Seniorenarbeit auf 
und wird sie hoffentlich in seine verantwor-
tungsvolle Arbeit als Landesvorsitzender 
und Mitglied des Geschäftsführenden Bun-
desvorstands einfließen lassen. I
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BUNDESFACHAUSSCHUSS BEAMTEN- 
UND BESOLDUNGSRECHT

Videokonferenz: 
Flexibles Arbeiten
Gudrun Hoffmann

In einer Videokonferenz Anfang Oktober dis-
kutierte der Bundesfachausschuss Beamten- 

und Besoldungsrecht (BFA BB) der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP) über die von Hagen 
Husgen, Mitglied des Geschäftsführenden 
GdP-Bundesvorstandes, ins Leben gerufene, 
Fachausschüsse übergreifende Arbeitsgruppe 
„Flexibles Arbeiten“. Einigkeit herrschte, dass 
es parallel zur geplanten Gesetzesinitiative 
von Bundesarbeitsminister Hubertus Heil 
zum Rechtsanspruch auf mobiles Arbeiten 
diesen auch für Beamtinnen und Beamte 
geben müsse. Die konkrete gesetzliche Aus-
gestaltung, etwa über das Beamtenstatusge-
setz oder Arbeitszeitverordnungen, sei noch 
zu klären. I

Videokonferenz: BFA-BB-Vorsitzender  
Sven Hüber.
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STAMP&TOUCH-KUGELSCHREIBER
Mobil, klein und handlich, ideal für unterwegs.
Das klassische Design überzeugt mit edler, lackierter Oberfläche. Durch die abziehbaren Kappen
lässt sich der Mini Stamp&Smart Pen im Handumdrehen von einem komfortablen Schreibgerät,
dank der pre-ink Stempeltechnik in ein perfektes Stempelgerät verwandeln und ermöglicht
gleichzeitig einfaches Navigieren auf Touch Screens und Tastaturen.

• Metallgehäuse lackiert, Beschläge verchromt
• Weiche Gummispitze für Touch Screen
• Präzisions-Stempelmechanik aus Metall
• Stempeln ohne Stempelkissen
• 5.000 Stempelabdrucke
• Stempeltext für bis zu 4 Zeilen
• Microschaum-Stempel (35 mm x 8,7 mm)
• Online Gutschein zur kostenlosen Stempelbestellung
(Jeder Kugelschreiber enthält einen Gutschein für
eine Stempelbestellung. Der Stempel wird individuell
gestaltet und dann in das Stempelgerät geklebt)

• Lieferung im dekorativem Geschenk-Karton

Stamp&Touch Pen
3 in 1 Kugelschreiberstempel
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252011 silber
252111 schwarz
252211 pink
252311 gelb
252411 wood look
252511 kiwi

23,95 € 29,95 €

Mini Stamp&Touch Pen
3 in 1 Kugelschreiberstempel
Maße: ca. 13,5 cm

252611 rot
252711 schwarz

27,95 € 34,95 €
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Gesund durch den Job? 
Ja, bitte!
Seit 2018 stellt die Landesregierung Nordrhein-Westfalen (NRW) 
jährlich 500 Stellen für Tarifbeschäftigte in der Polizei zur Verfügung. 
Das bedeutet einen Zuwachs von mindestens 2.500 Stellen bis 2022. 

Jutta Jakobs und Alexandra Engler

Im modernen Arbeitsleben legen Beschäf-
tigte nicht nur Wert auf gerechte Bezah-
lung. Auch die Möglichkeiten einer flexib-

len Arbeitszeitgestaltung, die Vereinbarkeit 
von Beruf, Familie und Pflege sowie Homeof-
fice-Optionen steigern die Wettbewerbsfä-
higkeit des Arbeitgebers Polizei. Zudem ist 
die Gesundheit eines der höchsten Güter, 
die es zu schützen gilt. Im September trafen 
das NRW-Innenministerium und der Polizei-
Hauptpersonalrat eine Dienstvereinbarung 
zum Behördlichen Gesundheitsmanagement.

Gesundheit aktiv fördern

Diese Vereinbarung zielt auf eine „aktive Ge-
sundheitsförderung, Erfüllung der gesetzlich 
geregelten Pflichten zur Gewährleistung von 
Arbeits- und Gesundheitsschutz bei der Ar-
beit, die Eingliederung nach längerer Abwe-
senheit (BEM) und Maßnahmen zur psycho-
sozialen Unterstützung als ganzheitlicher 
Prozess und wichtigen Beitrag zur Humani-
sierung der Arbeitswelt“ ab. Ein Grundstein 
für die Verankerung der Gesunderhaltung im 
Arbeitsleben bei der Polizei NRW.

Arbeitszufriedenheit, Wertschätzung 
sowie die Verhinderung körperlicher und 
psychischer Beschwerden sind Ziele der 
Dienstvereinbarung. Sicherlich können sich 
Beschäftigte im eigenen Büro einen Wohl-
fühlrahmen schaffen. Nur stoßen wir bei in-
frastrukturellen Problemen mitunter an un-
sere Grenzen. Niemand sollte seinen Dienst 
in dort versehen müssen, wo Räume wegen 
Schimmel verschlossen werden müssen oder 
wo wegen fehlender Klimatisierung Tempe-
raturen jenseits der 30-Grad-Marke erreicht 
werden. Weitere Komponenten, die selbstver-
ständlich sein sollten, aber bei der Polizei lei-

der noch immer nicht allen Beschäftigten zur 
Verfügung stehen, sind elektrisch höhenver-
stellbare Schreibtische, Stehpulte sowie indi-
viduell ergonomisch angepasste Bürostühle.

In tarifliche Hände legen

Tarifbeschäftigte in der Polizei werden drin-
gend benötigt, um an der Seite ihrer verbe-
amteten Kolleginnen und Kollegen für die 
freiheitlich-demokratische Grundordnung 
einzutreten und Straftaten aufzuklären. Die 
NRW-GdP erkannte dies schon vor langer Zeit 
und plädiert dafür, hochspezialisierte Auf-
gabenbereiche auch in die Hände von tarif-
beschäftigten Spezialisten zu legen – so bei 
der Sicherstellung kinderpornografischer Be-
weismittel, der Spurensuche im Darknet oder 
Aufdeckung verwinkelter Finanzkanäle.

Im Konzept des Behördlichen Gesund-
heitsmanagements der Polizei in NRW 
(BGMPol NRW) heißt es: „Soweit in der Po-
lizeibehörde Aufgaben der psychosozialen 
Unterstützung wahrgenommen werden, 
sollen auch diese der Organisationseinheit 
BGMPol zugeordnet werden.“ Ein sehr gu-
ter Ansatz. Jedoch dürfen keine langen Wege 
entstehen, um bei Bedarf umgehend Unter-
stützung zu erhalten.

In der „BAO Berg”, die einen kinderpor-
nografischen Ring aufgedeckt hat, wurde 
ein Einsatzabschnitt für eine psychosozia-
le Betreuung rund um die Uhr  eingerichtet. 
Aber auch außerhalb davon muss die Beglei-
tung der Kolleginnen und Kollegen gewähr-
leistet werden.

Seit 1997 verpflichtet Paragraf 5 Arbeits-
schutzgesetz (ArbSchG) den Arbeitgeber, 
durch eine Beurteilung die für die Beschäf-
tigten mit ihrer Arbeit verbundenen Gefähr-

Innenleben

dungen und Belastungen zu ermitteln und 
gegebenenfalls geeignete Maßnahmen zur 
Sicherstellung deren Gesundheit einzulei-
ten. Diese Verpflichtung hat der Arbeitgeber 
erkannt und in die Dienstvereinbarung zum 
BGMPol NRW einfließen lassen: „Diese Ver-
einbarung gilt ausnahmslos für alle Beschäf-
tigten der Polizei NRW. Sie umfasst alle Maß-
nahmen, die dem Erhalt und der Verbesse-
rung von Gesundheit und Wohlbefinden am 
Arbeitsplatz dienen und damit auch bis in 
das Privatleben hinein positiv wirken.“

Die NRW-GdP wird durch ihre Interessen-
vertreter in den örtlichen Personalräten wei-
ter darauf drängen, dass die noch fehlenden 
Gefährdungsbeurteilungen durch die Behör-
de erstellt werden und die sich daraus erge-
benden möglichen Maßnahmen auch kon-
sequent umgesetzt werden.

Mehr psychisch Erkrankte

Ein wesentlicher Punkt, der im Rahmen von 
BGM betrachtet werden muss, betrifft ge-
sundheitliche Präventionsmaßnahmen für 
die Tarifbeschäftigten – insbesondere für die-
jenigen, die in besonders belastenden Berei-
chen eingesetzt werden. Nach einem mögli-
cherweise länger währenden Ausfall erfolgt 
nach sechs Wochen Arbeitsunfähigkeit das 
Krankengeld mit einer Bezuschussung durch 
den Arbeitgeber längstens bis zum Ende der 
39. Woche bei einer Beschäftigungszeit von 
mehr als drei Jahren. Und dann?

Eine Statistik des Wissenschaftlichen In-
stituts der AOK belegt im Fehlzeitenreport 
2019 einen erheblichen Anstieg von Krank-
heitstagen aufgrund psychischer Erkran-
kungen. Der DAK-Gesundheit zufolge sind 
die Fehltage aufgrund psychischer Erkran-
kungen gerade in der öffentlichen Verwal-
tung enorm hoch. 

Für den Wach- und Wechseldienst wer-
den Sportkuren angeboten. Wie wäre es mit 
einem passgenauen Angebot für Beschäf-
tigte mit besonderen psychischen Belastun-
gen? So könnte Vorsorge getroffen werden, 
bevor der „Ernstfall“ eintritt und die Tarif-
beschäftigten den langen Weg über die Kran-
kenkasse oder den Rentenversicherungsträ-
ger antreten müssen. 

„Gesundheitsförderung schafft sichere, 
anregende, befriedigende und angenehme 
Arbeits- und Lebensbedingung, sagt die 
Ottawa-Charta zur Gesundheitsförderung 
(1986). Ja, genau. I
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POLIZEIARBEIT AM HINDUKUSCH

Als Gender-
Beauftragte in Kabul
Deutsche Polizistinnen und Polizisten sind wegen ihrer  
qualifizierten Ausbildung gern gesehene Gäste auf sogenannten 
Auslandsmissionen. Peggy Richter, Kollegin aus Baden-
Württemberg, ist zurück von ihrer Mission in Afghanistan. Ihr 
persönlicher Blick auf ein Jahr Polizeiarbeit im Ausland.  

 

Peggy Richter

Unterwegs

Sammlung benötigt hätte: eine Erlebnis-
reise, die auch anders hätte enden können.

Der Blick über den Tellerrand

Nahezu jede und jeder meiner Freundinnen 
und Freunde, die Familie sowie Kolleginnen 
und Kollegen hatten mich gefragt, was mich 

bewege, ins Ausland zu gehen. Kurz gesagt, 
mein Abenteuerdrang. Ausführlicher beant-
wortet, nach zehn Jahren Dienst in Takti-
schen Einsatzzügen, der Beweissicherungs- 
und Festnahmeeinheit und fünf Jahren 
Stabsarbeit verspürte ich den Wunsch, wei-
tere Facetten der Polizeiarbeit kennenzuler-
nen. Zudem finde ich die Möglichkeiten, die 
mir mein Arbeitgeber bietet, großartig. Wa-
rum also diese nicht ausschöpfen und einen 
Blick über den Tellerrand wagen? Kollegia-
le Erfahrungsberichte und der eines Freun-
des bestärkten mich umso mehr in meinen 
Vorstellungen. Leider hatte ich gelegentlich 
den Eindruck, dass mehr Interesse am Out-
put meines Gehaltskontos bestand, als an 
der eigentlichen Mission. Bemerkungen in 
diese Richtung empfand ich damals als an-
strengend und deplatziert. Von Aussagen 
wie „einen Karrieregefallen tun Sie sich da-
mit aber nicht“, ließ ich mich dennoch nicht 
beeinflussen. Mein Entschluss stand fest.

Der steinige Weg in die Mission 

Eine konkrete Vorstellung, in welches Ein-
satzgebiet es gehen sollte, hatte ich 2017 
nicht. Im Intranet der Polizei Baden-Würt-
temberg standen vielfältige Missionen in 
verschiedenen Krisengebieten der Welt zur 
Auswahl. Noch vor der Bewerbung lag ein 
Eignungsauswahlverfahren für den Lan-
despool „Auslandsverwender“ beim Insti-
tutsbereich für Polizeiliche Auslandsmis-

Vom 20. Februar 2019 bis 9. März 2020 
war ich dem German Police Project 
Team (GPPT) Afghanistan zugewie-

sen und verrichtete meinen Dienst für ein 
Jahr im Auftrag des Bundesministeriums des 
Innern für Bau und Heimat (BMI) in Kabul. In 
diesem Jahr durfte und musste ich Erfahrun-
gen machen, die ich nie missen möchte, von 
denen ich aber sicher nicht jede in meiner 

Die Zukunft der afghanischen Polizei soll weiblicher werden.
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 „Da Polizisten eher unterdurchschnittlich bezahlt 
werden, zieht sich Korruption durch alle Bereiche. 
Daher genießt die Polizei in Afghanistan bei Weitem 
nicht dasselbe Vertrauen der Bevölkerung wie in 
Deutschland.

sionen (IBPA, die koordinierende Stelle für 
Auslandsmissionen in Baden-Württem-
berg). Dazu kamen diverse Pflichtsemina-
re. Ergänzt durch Qualifizierungslehrgän-
ge zur Verbesserung der Bewerbungschan-
cen, vertraten mich meine Kolleginnen und 
Kollegen schon im Jahr 2018 sechseinhalb 
Wochen während meiner Abwesenheit. Hin-
zu kamen medizinische Eignungsuntersu-
chungen, Impfungen, Schießnachweise, 
eine persönliche Sicherheitsüberprüfung 
und die Dienstpass- und Visabeantragung. 
Die Entbehrungen meiner Dienststelle sah 
ich als keine Selbstverständlichkeit an und 
war meinen Kolleginnen und Kollegen sehr 
dankbar, dass sie meine häufigen Abwesen-
heiten mitgetragen haben.

Warum ausgerechnet 
Afghanistan?

Im Herbst 2018 suchte das GPPT in Kabul oder 
Mazar-e Sharif (MeS) Leute. „Das ist ein gu-
ter Einstieg um Auslandsluft zu schnuppern“, 
hieß es vom IBPA. Nach Absprache mit mei-
nen Eltern, ob sie mit meinem Aufenthalt in 
Afghanistan umgehen können, bewarb ich 
mich auf eine Stelle in Mazar-e Sharif. 

„Aber warum ausgerechnet Afghanistan? 
Da ist es doch gefährlich.“ Diese Frage stell-
ten mir nicht nur nahestehende Personen. 
Auslandserfahrene Kollegen sprachen mit 
der Bewertung „keine richtige Mission“ eher 
abschätzig darüber. „Das ist doch auch nur 
eine deutsche Dienststelle. Da bekommst du 
ein Rundum-Sorglos-Paket. Das hat nichts 
mit Mission zu tun“, haben sie gesagt. Mei-
ne Erfahrungen belehrten mich definitiv ei-
nes Besseren.

Natürlich ging mir auch durch den Kopf, 
dass dies nicht das ungefährlichste Fleck-
chen auf der Erde ist. Es waren bereits deut-
sche Polizeikräfte bei Anschlägen verletzt 
worden. Aber verglichen mit der Polizeiar-
beit in Deutschland erschien mir ein Jahr in 
Afghanistan nicht wesentlich gefährlicher. 
Sehr enge Freunde baten mich lediglich, ich 
solle bleiben, wie ich bin und mich nicht ver-
ändern. Ich konnte mir damals nicht vorstel-
len, dass mir das passieren könnte.

Anfang Dezember dann der Anruf aus dem 
Personalbüro des GPPT in Kabul: Meine Be-
werbung für die Mission war erfolgreich. Ent-
gegen meines Antrags auf eine Stelle im Per-
sonalbüro in Mazar-e Sharif, wurde mir eine 

Aufgabe als Gender-Beauftragte in Kabul an-
geboten. Ob ich mir das vorstellen könne. 
Konnte ich. Herausforderung angenommen.

Die Gefahr ist real

Am 14. Januar 2019 begann das vierwöchi-
ge Vorbereitungsseminar (VBS) an der Bun-
despolizeiakademie in Lübeck. Die in Aus-
sicht gestellte physische und psychische Be-
lastung begann bereits am ersten Tag. Man 
informierte uns, dass es einen schweren An-
schlag auf das Camp Green Village (GV) – 
unser künftiges Zuhause – gegeben hatte. 
Wir erfuhren, dass Kollegen des GPPT ver-
letzt wurden, und es stand zunächst in Fra-
ge, ob das VBS fortgeführt wird. Zum ers-
ten Mal wurde mir die reale Gefahr bewusst. 
Aber die Gespräche mit unserem auslands-
erfahrenen Lehrgangsleiter und den Wie-
derverwendern unter den Teilnehmern be-
ruhigten mich schnell. 

Zudem begleitet mich in meinem Beruf 
ein Leitsatz: „Wenn da oben einer meint, 
dass meine Zeit gekommen ist, dann pas-
siert es – egal wann und wo auf der Welt.“ 
Ich bin der Ansicht, wenn du Angst hast, 
brauchst du dich nicht auf eine Auslands-
mission in ein Krisengebiet bewerben. Nach 
vier intensiven Wochen fühlte ich mich auf 
die Mission vorbereitet. Dazu beigetragen 
hatten nicht nur die Lehrgangsinhalte, son-
dern vor allem auch die Gespräche über die 
Erlebnisse Afghanistan erfahrener Kollegin-
nen und Kollegen. 

Herzlich Willkommen  
in Afghanistan

Bereits eine Woche später sollte das „Aben-
teuer“ starten. Meine Familie und einige 
enge Freunde konnten meine Euphorie vor 
lauter Sorge um mich nicht teilen. Ich be-
fand mich daher in einem Zwiespalt zwi-
schen Verständnis und meiner Vorfreude. 
So begann sowohl für meine Familie so-
wie Freundinnen und Freunde zu Hause als 
auch für mich ein neuer Zeitabschnitt. Der 
sollte die Gedanken- und Gefühlswelt aller 
Beteiligten mehrfach auf eine Bewährungs-
probe stellen.

20. Februar 2019: Es ging endlich los. 
Trotz aller Vorfreude war es ein sehr emoti-
onaler Abschied am Frankfurter Flughafen. 

Beim Zwischenstopp in Istanbul traf ich auf 
zwei weitere Wegbegleiter, die ihre Mission 
zeitgleich mit mir starteten. 

6.994 Kilometer später landete die Ma-
schine kurz vor 7 Uhr Ortszeit in der afgha-
nischen Hauptstadt. 

… ein Kopftuch?

Ich sah, dass neben den offensichtlich mus-
limischen auch alle europäisch aussehen-
den Frauen beim Verlassen des Flugzeuges 
ein Kopftuch aufzogen. Sollte ich das jetzt 
auch tun? Gehörte das zur interkulturellen 
Kompetenz? Sollte ich dem direkten Blick 
von afghanischen Männern ausweichen? 
Ich war verunsichert, zog zumindest mei-
nen Schal halb über den Kopf und schaute 
niemanden direkt an.

Bei der Passkontrolle fragte mich der sehr 
unfreundlich wirkende Polizist etwas, das 
ich nicht verstand. Ob es Landessprache 
war, die ich vorher nie bewusst gehört hat-
te oder schlechtes Englisch, weiß ich nicht 
mehr. Ich sagte ihm, dass ich ihn nicht ver-
stehe. Er warf mir daraufhin meinen Pass 
vor die Nase und schrie mich in jetzt sehr 
verständlichem Englisch an, ich solle mich 

verpissen. Herzlich Willkommen in Afgha-
nistan, dachte ich mir. So ist also der Um-
gang mit Frauen.

Auch als ich am Gepäckband auf meinen 
Koffer wartete, fühlte ich mich nicht wirk-
lich wohl. Einige ärmlich gekleidete Afgha-
nen versuchten mir ihre Dienste beim Kof-
fertragen aufzudrängen. Ich lehnte dankend 
ab. Meine Kollegen waren bereits draußen. 
Im Hinterkopf schwirrten ständig Gedanken 

Im Gespräch: Peggy Richter mit Bundes-
außenminister Heiko Maas in Kabul.
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über potenzielle Gefahren. Immer und über-
all hätte es einen Anschlag geben können.

Wie schön, dass mich ein Kollege aus 
der Heimatdienststelle und eine lächelnde 
Kollegin vor dem Flughafengebäude erwar-
teten. Gepäck ins sondergeschützte Fahr-
zeug, Schutzweste an, Gehörschutz rein, 
Splitterschutzbrille auf und auf dem Rück-
sitz 20 Minuten durch Kabul bis wir unser 
neues Zuhause, das  sogenannte Green Vil-
lage, erreichten. Unterwegs nahm ich in der 
verschneiten Stadt vor allem Verkehrschaos, 
Schutzmauern, ärmliche, verschmutzte Ge-
genden, bunte Marktstände und alte Tank-
laster sowie verbeulte Toyota Corolla wahr. 
Jene, vor denen im VBS immer als Sprengla-
dungsträger gewarnt wurde. Ob gold, grün, 
weiß oder in der gelben Taxi-Ausführung – 
es waren Hunderte. Sie waren überall und 
wir im Stadtstau – mittendrin. „Haltet euch 
fern“, hatten sie uns gesagt. Theorie und 
Praxis. Später liebte ich es, durch Kabuls 
Verkehrschaos zu fahren. Fünf Autos plus 
Fußgänger, Bettler, Radfahrer und Eselkar-
ren nebeneinander auf der zweispurigen 
Straße? Kein Problem. Unfallfrei.

Leben im Hochsicherheitstrakt

Den ersten Tag durchlief ich wie in Tran-
ce. Zuerst die tägliche Morgenlage. Aktuel-
le Anschläge mit soundso vielen Toten wur-
den auf einer Landkarte dargestellt. Zudem 
informierte man uns über derzeitige An-
schlagswarnungen sowie den „Route-Sta-
tus“. Das sind gesperrte Strecken zur Mini-
mierung des Anschlagsrisikos – speziell für 
die Benutzung durch internationale Kräfte. 
Es dauerte etwa eine Woche, bis diese Mel-
dungen keine Adrenalinausschüttung mehr 
verursachten. Ich empfing meine Füh-
rungs- und Einsatzmittel, erhielt die Si-
cherheitseinweisung und bezog mein 
Einzelzimmer in einem Wellblech-
Wohncontainer mit eigenem Bad. Ich 
unterschrieb und füllte zig Dokumen-
te aus. Dabei war ich so müde. Aber 
Sicherheitseinweisung und Aus-
stattung sind (über)lebenswichtig 
in diesem Land. Das konnte nicht 
warten. Also packte ich meinen 
Notfallrucksack für den Fall einer 
Evakuierung, machte meine Waf-
fen einsatz- und zugriffsbereit 
und präparierte meinen „Alarm-

stuhl“ mit Einsatzkleidung. So hatten wir es 
im VBS eingebläut bekommen.

In der ersten Nacht schlief ich hinter 
Schutzmauern und Stacheldraht so gut wie 
lange nicht mehr. 

Am folgenden Freitag, dem „Sonntag der 
muslimischen Welt“, unserem freien Tag, 
machte ich mich mit der neuen Umgebung 
vertraut. Bei meinem Streifzug durch das 
Camp fiel mir auf, dass vom Anschlag fünf-
einhalb Wochen zuvor kaum noch Spuren 
zu sehen waren. Erst Wochen später stieß 
ich zufällig auf ein zerstörtes Gebäude, des-
sen vollständig verbogenen Außenwände 
und das versetzte Dach die Wucht der Deto-
nation beeindruckend widerspiegelten.

Im Green Village lebten und arbeiteten zu 
der Zeit etwa 1.000 „Internationale“ für di-
verse Organisationen. In verschiedenen Ser-
vicebereichen waren Afghanen angestellt, 
wie unsere Kulturmittler, die uns als Über-
setzer und Berater zur Seite standen.

Insgesamt stellten wir vom GPPT einen 
geringen Anteil der Bewohner mit maxi-
mal 35 Beamten und Beamtinnen dar. Diese 
stammen etwa zur Hälfte aus Bundes- und 
Landespolizei sowie aus allen Regionen 
Deutschlands. Ab jetzt hieß es 24/7 mit Kol-
leginnen und Kollegen zusammenzuleben. 
Ich bemerkte schnell: Im normalen Berufs-

alltag lernt man Menschen nie so kennen 
wie in der Mission. Die Aussage, „wo Men-
schen sind, menschelt‘s“, trifft hier einmal 
mehr zu. Da lassen sich auch gelegentliche 
Konflikte kaum vermeiden.

Gerade deshalb machte die Vielfalt der 
Menschen aus unterschiedlichsten Ländern 
das Green Village zu einem Ort mit Wohlfühl-
faktor. Wir absolvierten gemeinsam Fitness-
kurse, und es wurden Sport-Wettkämpfe or-
ganisiert. Man traf sich an den Wochenenden 
zum gemeinsamen Grillen oder einfach mal 
auf einen Kaffee. Es entstanden Freundschaf-
ten über Ländergrenzen hinweg. Und neben-
bei verbesserte sich auch noch mein Englisch.

Das German Police Project Team 

Die Strukturen des GPPT sind durchaus mit 
einer deutschen Dienststelle vergleichbar – 
anders als die Lebens- und Arbeitsumstän-
de. So legt das GPPT mit seinen Projekten 
vor allem Wert auf die Eigenständigkeit und 
Nachhaltigkeit in der Organisation und Ver-
waltung durch die afghanischen Partner. 
Die Fachbereiche diskutieren dazu mit ih-
ren jeweiligen Ansprechpartnern Bedürf-
nisse und Verbesserungsvorschläge. Es wer-
den durch Neu- oder Umbauten Trainings-
stätten für Aus- und Fortbildung geschaffen 
sowie Qualifizierungslehrgänge durchge-

führt, zum Beispiel für Bereit-
schaftspolizisten, Dokumen-

Nachwuchs: Peggy Richter (2.v.r.) mit 
Polizistinnen in Ausbildung an der Afghan  
National Police Academy.

Das GPPT ist ein bilaterales Polizeiprojekt zur Unterstützung des Aufbaus einer zivilen 
Polizeistruktur in Afghanistan. Durch Beratung, Ausbildungsunterstützung und gezielte 
Ausstattungshilfe sowohl im Aus- und Fortbildungssektor der Führungsebene der National- 
und Grenzpolizei als auch im Innenministerium wird dieses Ziel durch die Berater und die 
Leitung des GPPT verfolgt. 



28 DEUTSCHE POLIZEI  11/2020  DP DP  DEUTSCHE POLIZEI  11/2020

tenprüflehrgänge für die ABP oder Tatortar-
beit für CID-Beamte. 

Mein Highlight war dabei unser Hunde-
zuchtprogramm für die Afghan Border Pa-
trol. Es begann im Frühjahr mit dem Ankauf 
zweier Zuchthündinnen in Usbekistan. Es 
folgten je ein Wurf mit sieben Malinois und 
sieben Deutschen Schäferhund Welpen im 
Spätherbst. Als ich im März Afghanistan ver-
ließ, erfreuten sich zehn prächtige Junghun-
de bester Gesundheit. Diese werden nun zu 
Sprengstoffspürhunden ausgebildet. 

Analphabeten in der Polizei

Die Polizeistruktur in Afghanistan ist durch 
vier Laufbahngruppen geprägt: einfacher, 
mittlerer, gehobener und höherer Dienst. 
Für die Zulassung zum mittleren Dienst 
wird mindestens ein Zwölf-Jahres-Schulab-
schluss vorausgesetzt. Dagegen ist der einfa-
che Dienst durch überdurchschnittlich viele 
Analphabeten geprägt. Die Ausbildung dau-
ert acht Wochen. Da Polizisten eher unter-
durchschnittlich bezahlt werden, zieht sich 
Korruption durch alle Bereiche. Daher ge-
nießt die Polizei in Afghanistan bei Weitem 
nicht dasselbe Vertrauen der Bevölkerung 
wie in Deutschland.

Aufgrund des langen Krieges und fort-
währenden Terrors hat Afghanistan keine 
Zivilpolizei wie in Deutschland. Sie wird 
nach wie vor auch für militärische Zwecke 
eingesetzt. Der Wandel zu mehr Bürgernähe 
bei der Strafverfolgung und Verbrechensbe-
kämpfung ist langwierig und mühsam. Auf 
ministerieller Ebene ist das Bewusstsein für 
die Notwendigkeit vorhanden. Auch gibt es 
Pläne für eine Strukturreform. Jedoch ist 
eine Umsetzung in diesem fragilen Land 
schwierig. Die Regierung ist unbeständig 
und kaum ein Minister bekleidet sein Amt 
länger als sechs Monate. 

Gendern in Afghanistan

Die Erhöhung des Frauenanteils auf zehn 
Prozent in der afghanischen Polizei ist das 
erklärte Ziel der Regierung. Aktuell sind es 
etwa 2,5 Prozent. Im Innen- und im Vertei-
digungsministerium sind internationale 
Gender-Beraterinnen gefragt. Sie bringen 
ihre Erfahrungen in verschiedenen Berei-
chen des öffentlichen Lebens und der Ver-

waltung ein. 
Mein Bereich war die Zivilpolizei. Den 

ersten „Gender-Einsatz“ hatte ich bereits 
an meinem dritten Missionstag im afghani-
schen Innenministerium. Ich stellte der Mi-
nisterin für Polizeistrategie, Hosna Jalil, den 
Gender-Bereich des GPPT und mich als An-
sprechpartnerin vor. Ich war beeindruckt. 
Die junge, selbstbewusste Frau ließ ihren 
Assistenten durch Ton und Weisungen spü-
ren, dass sie an ihrer Leitungsfunktion kei-
nen Zweifel aufkommen ließ. Ich hatte kei-
neswegs den Eindruck, dass sie nicht ge-
achtet wurde. Mein Vorurteil, dass Frauen 
in Afghanistan grundsätzlich nichts zu sa-
gen hätten, wurde damit revidiert. 

In den folgenden Wochen und Monaten 
baute ich Kontakte zu nationalen und inter-
nationalen Ansprechpartnern auf und ent-
wickelte eine Strategie, um das GPPT ge-
winnbringend für die afghanische Polizei zu 
verankern. Von der Leitung des GPPT hatte 
ich für mein Wirken stets freie Hand. Dieses 
entgegengebrachte Vertrauen erfüllte mich 
mit Stolz und motivierte mich ungemein.

Vorsicht, Fettnäpfchen!

Bei allen Terminen standen mir unsere Kul-
turmittler mit Ratschlägen und Übersetzung 
beiseite – eine sehr wertvolle und vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit. Von ihnen lernte 
ich sehr viel über das Leben und die afgha-
nische Kultur. So gelang es mir, Fettnäpf-

chen aus dem Weg zu gehen. Sogar ein paar 
Brocken Dari, eine der Landessprachen, 
sind hängengeblieben

Der Anschlag

Auch wenn ich die folgenschwersten Stun-
den des GPPT nicht Seite an Seite mit meinen 
Kolleginnen und Kollegen, Freundinnen 
und Freunde und Kameradinnen und Ka-
meraden im Einsatz stehen konnte, durch-
lebte ich – 426 Kilometer weit entfernt – psy-
chisch die Hölle. 

Am 1. September verließ ich das Green 
Village zu einer Dienstreise nach Mazar-e 
Sharif – in dem festen Glauben zwei Tage 
später wieder zurückzukehren. Erst am 5. 
September stieß ich jedoch erst wieder zu 
meiner Mannschaft. Das Green Village habe 
ich nie wiedergesehen. 

Über die sozialen Medien erfuhr ich am 2. 
September kurz nach 22:00 Uhr von einem 
Anschlag auf unser Camp. Meine Kontakt-
aufnahme um 22:23 Uhr über einen Chat-
dienst blieb ungelesen und unbeantwortet – 
bis 5:42 Uhr am Folgetag. Mir kam zu diesem 
Zeitpunkt nicht in den Sinn, dass durch den 
Anschlag eventuell die Internetverbindung 
unterbrochen sein könnte. Die Sorgen um 
meine Leute waren quälend. Die Bilder und 
Videos in den sozialen Medien trugen nicht 
zur Beruhigung bei. Nicht zu wissen, was 
wirklich geschehen war, ließ mich macht-
los fühlen. Erst der Satz im Morgengrauen 

Um ein Haar: Nur knapp 
entging Peggy Richter 
einem Anschlag auf  
das Camp.
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DP-Autorin Peggy Richter
Die Polizistin aus Baden-Württemberg war mehrere Jahre als Einsatzbeamtin in 
einem Taktischen Einsatzzug tätig. Nach dem Aufstieg in den gehobenen Polizei-
vollzugsdienst leistete sie u.a. Stabsarbeit für das Landesinnenministerium.
2019 wurde sie zum Polizeiprojekt „German Police Project Team“ nach Kabul ab-
geordnet. Seit ihrer Rückkehr ist die 40-Jährige als Gruppenführerin des Einsatz-
zuges der Bundespolizeidirektion Bruchsal tätig.
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des 3. September: „Uns geht es gut, wir sind 
müde.“, erleichterte mich – zunächst.

Nachhaltig beeindruckt

Dieses Erlebnis beindruckte mich aufgrund 
unserer besonderen (Gefahren-)Gemein-
schaft dermaßen, dass ich die Schilderung 
der dann folgenden Ereignisse teilweise in 
der Wir-Form verfasst habe.

Bislang war das GPPT in einem Bereich 
des Green Village untergebracht, der nach 
Prüfung unseres Head of Mission viel zu nah 
an der anschlagsreichen Jalalabad Road lag. 
Dadurch bestand stets die Gefahr, verletzt zu 
werden. Er veranlasste daher bereits 2018 den 
Umbau eines Wohnkomplexes in ein beson-
ders gehärtetes Gebäude an einem sichere-
ren Ort im Camp. Diese Maßnahmen dauer-
ten bis Sommer 2019. In dieser Zeit gab es be-
reits eine explizite Anschlagsdrohung gegen 
das Green Village. Deren Wahrscheinlichkeit 
wurde zudem als sehr hoch eingestuft. Ob-
wohl noch kleinere Restarbeiten am und im 
neuen Gebäude erfolgten, wies unser Head of 
Mission den Umzug bereits im Juli an.

Mehrere Tonnen Sprengstoff

Fünf Wochen später, am 2. September 2019 
um 21:58 Uhr Ortszeit brachte ein Attentä-
ter einen Lastwagen, beladen mit mehre-
ren Tonnen Sprengstoff, auf der Jalalabad 

Road vor den Mauern des GV zur Detonati-
on. Dadurch wurde ein Zugang in das Camp 
gesprengt. Mehrere sehr schwer bewaffnete 
Männer mit Sprengstoffwesten drangen in 
das Gelände ein. Sie zündeten Sprengladun-
gen und warfen mit Brandbeschleuniger ge-
füllte Flaschen, Granaten und schossen mit 
RPGs (Rocket Propelled Grenade, fälsch-
licherweise oft Panzerfäuste genannt). Es 
kam zu massiven Schusswechseln mit dem 
Sicherheitspersonal. In unserem gesicher-
ten Gebäude war zunächst „nur“ das Pfeifen 
der Geschosse durch die Luft hörbar. Doch 
die Gefechte und die ausgelösten Brände 
kamen immer näher. Es kamen vier Sicher-
heitskräfte des Green Village ums Leben, die 
mir alle bekannt waren. 

Alle Attentäter tot

Nach einer Grill-Einladung unseres Head 
of Mission befanden sich alle GPPT-Ange-
hörige im oder in unmittelbarer Nähe un-
seres neuen Wohngebäudes. Lediglich der 
Knall und die Wucht der Detonation sowie 
herabrieselnder Dreck wurden wahrgenom-
men. Die Mauern unseres „Bunkers“ hielten 
Stand. Niemand wurde verletzt. 

Unser Sicherheitskonzept ging auf. Alle 
Stellungen auf den Verteidigungsplattformen 
um das Gebäude waren umgehend besetzt.

Es folgten 22 harte Einsatzstunden. Die 
Strom- und Wasserversorgung war ausge-
fallen. In den ersten Stunden gab es keine 

Internetverbindung. In den sozialen Medi-
en wurde bereits wenige Minuten nach dem 
Anschlag mit Bildern und Videos über die Ex-
plosion berichtet. Aber ein Kontakt nach Hau-
se war zunächst nicht möglich. Immerhin 
stand eine Telefonverbindung zum BMI, um 
die Lage zu kommunizieren. Die Rettungsma-
schinerie externer Kräfte startete in der Nacht. 
Sie suchten das Camp nach den eingedrunge-
nen Attentätern ab – eine sogenannte Clea-
ring-Aktion durch Kräfte der „Quick Reaction 
Force“ (QRF). In den frühen Morgenstunden 
meldeten sie „all clear“. Alle vier Attentäter, 
waren getötet worden. Ein erstes Aufatmen. 
Duschen mit Wasser aus Flaschen, Essen von 
Notfallnahrung, Ausdünnen der Stellungen, 
eventuell ein Stündchen Schlaf. Es währte 
nur kurz. Auf einmal die Funkmeldung, dass 
die wütende Bevölkerung gegen uns Interna-
tionale vor dem Green Village demonstrier-
te. Sie hatten durch die Detonation über 90 
Tote zu beklagen. Die Stimmung heizte sich 
zunehmend auf. Der wütende Mob versuchte, 
das Camp zu stürmen. Von 600 Mann war die 
Rede. Durch Molotowcocktails wurden eini-
ge unserer sondergeschützten Fahrzeuge, die 
in der Nähe der Außenmauer abgestellt wa-
ren, in Brand gesetzt und vollständig zerstört. 
Von der Verteidigungsplattform unseres Ge-
bäudes waren dicke schwarze Rauchwolken 
zu sehen. Unser Head of Mission bat den Po-
lizeichef von Kabul um Unterstützung. Dieser 
verhinderte durch den sofortigen Einsatz sei-
ner Kräfte eine Eskalation der Lage. 

Währenddessen gewährten wir 55 weite-
ren Angehörigen des Green Village in unse-
rem Gebäude Schutz. 

Nur das Nötigste

Nachdem sich gegen Mittag die Lage beru-
higt hatte, konnten wir uns einen Überblick 
über das Ausmaß der Zerstörung im Camp 
verschaffen. Anblicke, die sich in die Seele 
einbrannten. Mein Zuhause war nicht mehr 
das, was es einmal war. Viel Zeit blieb nicht. 
Unsere Evakuierung auf den nahe gelegenen 
militärischen Teil des Hamid Karzai Interna-
tional Airport (MilHKIA) musste vorbereitet, 
Akten vernichtet, Kommunikationsanlagen 
abgebaut, Computer verpackt werden. Und 
auch die Entscheidung getroffen, was einem 
persönlich wichtig war: Nur ein Rucksack mit 
dem Nötigsten. Wir hatten neun Autos weni-
ger und damals nicht gedacht, dass wir nie 

 „Mehrere sehr schwer bewaffnete Männer mit 
Sprengstoffwesten drangen in das Gelände ein.  
Sie zündeten Sprengladungen und warfen mit 
Brandbeschleuniger gefüllten Flaschen, Granaten  
und schossen mit RPGs.

Selbstmordanschlag  
Anfang September 2019 
in direkter Nähe zum 
Green Village.
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ins Green Village zurückkehren würden. Am 
Abend des 3. September verließen 22 über-
nächtigte GPPT’ler das Camp in einer Fahr-
zeugkolonne – für immer. 

Auf dem MilHKIA trafen wir auf herzli-
che Unterstützung durch die Bundeswehr 
und Angehörige anderer Organisationen. Es 
wurden Spenden von Hygieneartikeln und 
Bekleidung für uns gesammelt. Ein großes 
Zusammengehörigkeitsgefühl in der Krise 
war spürbar. Allerdings schockte uns der 
sture und in diesem Fall völlig deplatzierte 
Apparat der Resolute Support (RS) – Camp-
verwaltung am MilHKIA. So mussten wir 
uns nun noch einem mehrstündigen Auf-
nahmeprozess unterziehen. Wir bekamen 
sogar Bewegungsbeschränkungen auferlegt 
und wurden in viel zu kalten Zelten unter-
gebracht. Es gab zu wenig Decken und Kis-
sen. Die Kameraden der Bundeswehr hat-
ten schon Schlafplätze für uns organisiert. 

Dies wurde jedoch von der Campleitung un-
tersagt. Es war nicht nachvollziehbar und 
mutete als Schikane an. Bisher berechtigte 
unser Ausweis zum Betreten sowie zur Nut-
zung aller Einrichtungen auf dem MilHKIA. 
Es war zum Glück nur für eine Nacht.

Abschied wider Willen

In Deutschland war trotz spürbaren Gegen-
windes über den Fortbestand des GPPT ziem-
lich zügig entschieden worden. Zunächst je-
doch nur mit einer Rumpfmannschaft. Die 
Hälfte unserer Leute musste nach Hause flie-
gen. Die meisten wollten nicht. Schließlich 
waren wir mehr als eine enge Gefahrenge-
meinschaft geworden. Jeder wollte beim Wie-
deraufbau helfen. Die Trennung wurde für 
beide Seiten eine Belastungsprobe. Wir in 
Kabul hatten einerseits kaum Zeit, unsere in 

Deutschland auf Abruf sitzenden Kolleginnen 
und Kollegen über manchmal stündliche Än-
derungen auf dem Laufenden zu halten. Noch 
wussten wir teils selbst nicht, wie es weiter-
gehen würde. Sie saßen zu Hause in Deutsch-
land und konnten nichts tun, außer zu war-
ten. Jedoch versorgten sie uns in dieser Zeit 
über die Feldpost mit liebevoll gefüllten Care-
Paketen. Ihre psychologische Betreuung fand 
durch ein gesondertes Kriseninterventions-
team in Deutschland statt. Mehr als einmal sa-
ßen sie auf gepackten Koffern für die Rückrei-
se nach Afghanistan und wurden sozusagen 
vom Bahnsteig wieder nach Hause geschickt.

Traumagruppe

Für die Bewältigung der Erlebnisse blieb 
kaum Zeit. Auch wenn vorschriftsmäßig das 
Kriseninterventionsteam (KIT) in der zwei-

Unser exklusives Vorteilsprogramm für Dich als GdP-Mitglied und Deine Familie.
Wir bieten Dir gemeinsam mit unseren starken GdP-Plus Partnern große Vorteile
in Form besonders attraktiver Angebote*.

*Bitte beachtet hierbei, dass Euer Vertragspartner das jeweilige Unternehmen ist!
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 „ Ich war damals nicht in der Lage, mit 
jemandem über das Geschehene zu sprechen, 
der noch nie in Afghanistan war. Das konnte 
sich eh keiner vorstellen. Große Erklärungen 
waren mir damals zu anstrengend.
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ten Woche zur Betreuung nach Kabul kam 
und jedem eine individuelle Heimreise zur 
Erholung finanziert wurde, so holte uns der 
tägliche Druck, nicht zu wissen wie und wo 
es weitergeht, schnell wieder ein. Ich war 
damals nicht in der Lage, mit jemandem 
über das Geschehene zu sprechen, der noch 
nie in Afghanistan war. Das konnte sich eh 
keiner vorstellen. Große Erklärungen waren 
mir damals zu anstrengend. 

Da von meinen Eltern und Geschwistern 
keine Nachfragen kamen, hoffte ich, dass sie 
von dem Anschlag und dem ganzen Tumult 
nichts mitbekommen hatten. Ich erzählte 
ihnen erst Monate später über die Ereignis-
se. Es berührte mich nachträglich sehr, dass 
sie dank der Medien die ganze Zeit Bescheid 
wussten, aber mich nicht zusätzlich mit ih-
ren Sorgen belasten wollten. 

Natürlich wurden mein Entsender (Ba-
den-Württemberg) und dadurch meine Hei-
matdienststelle über den Anschlag infor-
miert. Unser IBPA kümmerte sich rührend 
um mich. Ich stellte aber auch fest, dass es 
wohl schwierig war, mit Anschlagsbetroffe-
nen umzugehen. Einige Kollegen meldeten 
sich gar nicht oder wussten nicht so recht, 
wie sie mit mir reden sollten. Wahrschein-
lich war es die Angst, hilflos zu sein.

Am meisten halfen mir in diesen Wo-
chen die Gespräche mit den Kolleginnen 
und Kollegen vor Ort. Ich musste nieman-
dem die Hintergründe erklären. Wir lach-
ten und weinten zusammen, wann immer 
es notwendig war. Jeder ließ einem die er-
forderliche Distanz. Wir waren unsere eige-
ne Traumagruppe. Durch das gemeinsam Er-
lebte war eine ganz besondere Bindung zwi-
schen uns entstanden. Wir waren zu einer 
Familie zusammengewachsen. 

Ein Neubeginn

Ab Mitte Oktober durften endlich auch die in 
Deutschland sehnsüchtig wartenden Kolle-
gen sukzessive in Mazar-e Sharif einreisen 
und vorerst von dort aus arbeiten. Wir hat-
ten inzwischen eine neue Liegenschaft im 
Botschaftsviertel in Kabul, der sogenannten 
Green Zone, aufgetan. Nachdem die notwen-
digen Sicherheitsstandards hergestellt wor-
den waren, konnten wir ab Ende November 
nach und nach in unser neues Zuhause ein-
ziehen. Endlich waren wir wieder vereint 
und verbrachten die ersten für alle wirklich 

freien Tage über Weihnachten zusammen. 
Mit dem Jahreswechsel wurden auch die Be-
ratungstätigkeiten in vollem Umfang wieder 
aufgenommen. Die Handlungsfähigkeit des 
GPPT war vollständig wiederhergestellt. Die 
Normalität kehrte allmählich zurück.

Begrenzter Raum

Die erste Medaillenparade wurde im neuen 
Haus durchgeführt. Kollegen, die kurz vor 
ihrem Missionsende standen, wurden für 
ihren Einsatz mit einer Afghanistan-Span-
ge und der NATO-Medaille geehrt. 

Wir arrangierten uns damit, nur noch 
GPPT-intern auf begrenztem Raum zu le-
ben. Die früheren Annehmlichkeiten wie 
Wäsche- und Reinigungsservice sowie drei 
vorgesetzte warme Mahlzeiten waren wie-
der vorhanden. Nur die Kontakte zu Inter-
nationalen beschränkten sich auf Termine 
in den militärischen Camps. So wie früher 
im Green Village würde es im neuen Haus 
nicht werden.

Die Mission neigte sich langsam dem 
Ende. Mein Nachfolger reiste ein. Ich über-
gab meine Amtsgeschäfte.

Im Rahmen einer großen Medaillenpara-
de erhielt ich meine Afghanistan-Spange in 
Silber für zwölf Monate Dienst im GPPT so-
wie die NATO Non Article 5 Medaille (NATO 
Medaille) für meinen Einsatz in Afghanis-
tan. Ich war bewegt und stolz zugleich. 

Zurück in der „Ersten Welt Plus“

Nach 380 Tagen wurde ich am Frankfurter 
Flughafen von lieben Freunden und Kolle-
ginnen empfangen. Ich habe mich riesig ge-
freut, sie zu sehen und war dennoch über-
fordert. Ich wusste gar nicht, was ich sa-
gen sollte. Zu sehr wirkte das GPPT nach. 
An meinem ersten Abend zu Hause kam ich 
mir fehl am Platz vor.

Das währte aber nur kurz. Ich hatte mir 
viel vorgenommen und begann am nächsten 
Tag mit der Abarbeitung meiner To-Do-Liste. 

In Deutschland erreichte die Corona-Pan-
demie Spitzenwerte. Die „verordnete Ein-
samkeit“ oder neudeutsch „Social Distan-
cing“ empfand ich persönlich als eher posi-
tiv. Es half mir, zu mir selbst zu finden und 
wieder in der „Ersten Welt Plus“ anzukom-
men. So sehr sich meine Freunde und Fa-

milie vielleicht einen Erlebnisbericht und 
eine Welcome-back-Party wünschten, des-
to größer war anfänglich meine Abneigung. 
Afghanistan und alles was ich dort erlebt 
habe, kann man niemandem richtig erklä-
ren, der nicht schon einmal dort war.

Unter dem Strich ...

Ist das eine „richtige” Mission? Anschlag, 
wochenlange Chaosphase, Leben und Ar-
beiten unter Extrembedingungen: Für mich 
war Afghanistan die Mission schlechthin.

Lernt man Land und Leute kennen? Eher 
nicht, und wenn, dann nur sehr einge-
schränkt. Die Sicherheitslage ist riskant. 
Fahrten ohne Auftrag sowie abseits der 
Hauptverkehrsstraßen sind verboten. Nahe 
heran an die Bevölkerung kommt man so 
nicht. Die Kontakte im Rahmen unserer Auf-
träge haben wir natürlich gepflegt. 

Wie ist es als Frau in einem muslimischen 
Land? Überwiegend hatte ich den Eindruck, 
als Frau von afghanischen Männern akzep-
tiert zu werden. Viele afghanische Frauen 
schauten fast ehrfürchtig auf uns Polizis-
tinnen. Wir galten als Vorbilder. 

Was die Mission mit mir gemacht hat? Per-
sönlich wichtige Erkenntnisse gebracht: Be-
stehende Freundschaften – erst recht über 
Entfernungen – benötigen intensive Pflege. 
Ich weiß nun auch, was ein Team ausmacht. 
Neben den Hürden einer engen 24/7-Welt 
sind wir im Ausland mehr als nur eine Ge-
fahrengemeinschaft, sondern schon fast eine 
Familie. Und ein paar Kilometer dazwischen 
machen keinen Unterschied. 

Was ich mitnehme? Die latente Gefahr, 
das Überstehen von Extremsituationen und 
die Bewältigung von Chaosphasen haben 
mein Selbstbewusstsein und meinen Willen 
gestärkt. Ich habe andere Blickwinkel und 
Sichtweisen kennengelernt, für mich neue 
Ziele definiert und bin genügsamer, gelasse-
ner.  Die Freiheit und Sicherheit hierzulande 
sehe ich nicht mehr als selbstverständlich 
an. Einige „Erste-Welt-Plus-Probleme“, be-
ruflich wie privat, erscheinen heute lächer-
lich. Die Mission hat mich verändert. Wie 
sehr und in welche Richtung wissen meine 
Freunde. 

Noch einmal Afghanistan? Nicht auszu-
schließen. Es interessiert mich, was aus un-
seren Projekten geworden ist. Und aus den 
Menschen, die ich traf. I

Welpenzucht: Sprengstoff-Spürnasen 
für die Afghan Border Patrol.
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Hinterfragt  „Die Bosse lassen es halt gerne 
krachen. Klotzen nicht kleckern, 
ist hier die Devise. Edler 
Schampus statt Prickelselters, 
Nobelkarosse statt City-Flitzer.

GELDWÄSCHE

Die unterschätzte 
Straftat
Im Kampf gegen Organisierte Kriminalität (OK), Terrorismus-
finanzierung und andere schwere Delikte reicht eine Neufassung  
des Paragrafen 261 Strafgesetzbuch (StGB) allein nicht aus.  
Es bedarf eines Masterplans, um Geldwäsche und Verschleierung 
unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte effektiv entgegenzuwirken. 
  

Frank Buckenhofer

Mord, Raub, Einbruch, Erpressung 
oder Geiselnahmen sind in weiten 
Teilen der Bevölkerung gefürchte-

te und bedrohliche Straftaten. Bei Journa-
listen erfreuen sie sich größter Beliebtheit, 
weil sich solche Delikte im tagesaktuellen 
Blätterwald als knackige Schlagzeile mit 
spannender Geschichte gut verkaufen las-
sen. Angst vor dem Verbrechen und der 
Kitzel des Voyeurismus liegen oftmals nah 
beieinander. Geldwäsche hingegen ist da 
eher der mediale Langeweiler. Sie genießt 
bestenfalls ein öffentliches Interesse, wenn 
sie mit Prominenten, Behördenversagen, 
namhaften Banken oder sonstigen Firmen 
in Verbindung gebracht werden kann. Dann 
erobert sie gelegentlich sogar die Titelseite. 

Im Übrigen fristet sie ein Schattendasein 
am Rande der Notizwürdigkeit mit gelegent-
lichen Erwähnungen im Finanz- und Wirt-
schaftsteil einiger Fachblätter. 

Wie geölt

Dabei ist Geldwäsche das unverzichtbare 
Herzstück der OK, die mit all diesen aufse-
henerregend und gewinnbringenden Straf-
taten ihren Luxus finanziert. Sie ist das Öl 
im von Geldgier angetriebenen Motor des 
Verbrechens. Banden, Clans, Rockergrup-
pen oder auch die anzugtragenden Vertre-
ter des „White-Collar-Crime“ brauchen sie 
wie die Luft zum Atmen. Der Kampf gegen 

die Geldwäsche ist der Schlüssel gegen die 
ganz Großen der OK. Denn deren kriminel-
le Beute findet regelmäßig über geschick-
te Umwege ihren Weg zurück in die Legali-
tät. Das Geld taucht einige Zeit später – ge-
waschen und scheinbar unverdächtig – als 
Immobilie, Luxusauto, edle Uhr, Schmuck 
oder gewinnbringende Investition wieder 
auf. Experten gehen von einer Größenord-
nung um die 100 Milliarden Euro per anno 
aus, die in Deutschland gewaschen werden.

Die Bosse lassen es halt gerne krachen. 
Klotzen nicht kleckern, ist hier die Devise. 
Edler Schampus statt Prickelselters, Nobel-
karosse statt City-Flitzer. Man müsste mei-
nen, dass der Staat – allen voran der für die 
Geldwäschebekämpfung zuständige Bun-
desfinanzminister – ein großes Interesse 
daran haben müsste, diesen Kriminellen 
schleunigst das Handwerk zu legen. Bei ge-
nauerer Betrachtung der Zustände hierzu-
lande verfliegt der Eindruck wie billiges Eau 
de Toilette – ziemlich schnell. Weder kon-
servative noch sozialdemokratische Bun-
desfinanzminister haben sich in den letzten 
20 Jahren dieses Themas mit dem nötigen 
Nachdruck angenommen. Der Stellenwert 
der Geldwäschebekämpfung liegt noch 
deutlich hinter dem des politischen Gedöns. 

Heilige Kuh

Bereits simple organisatorische Regelungen 
würden die Geldwäsche massiv erschweren. 
In anderen europäischen Ländern ist es üb-
lich, eine Obergrenze für größere oder auch 
richtig große Bargeldgeschäfte einzuführen. 
In Deutschland ist das mit der Politik nicht 
zu machen. Geld ist im Politischen so etwas 
wie eine heilige Kuh. Ist eine wirtschaftli-
che, juristische oder tatsächliche Notwen-
digkeit erkennbar, Immobilien oder äußerst 
hochpreisige Luxusgüter mit Bargeld zu be-
zahlen? Tja. Dennoch legt eine genügend 
große Klientel darauf Wert und macht bisher 
auch ihren politischen Einfluss erfolgreich 
geltend. Sie sieht sich in ihren unbegrenzten 
Freiheiten beschränkt, wenn sie ihr neues 
Haus oder nächstes Boot nicht mit dem ver-
mutlich im Strumpf, unterm Kopfkissen oder 
im Koffer aus argentinischem Rindsleder ge-
sparten Bares bezahlen können. Zu den an 
großen Bargeldgeschäften Interessierten ge-
hören nämlich neben den üblen und mafi-
ösen Kriminellen auch noch die vielen un-

Mitte Oktober, OK-Prozess in Düsseldorf: 14 Angeklagte müssen sich wegen banden-
mäßigem Rauschgifthandel, Geldwäsche, Betrug, Steuerhinterziehung und Verstößen 
gegen das Waffengesetz vor Gericht verantworten.
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Die Finanzpolizei – so wie die GdP sie fordert – ist ein Hybrid aus 
Polizei, Zoll aber eben auch Finanzbehörde. Sie wäre eine geeignete 
Schnittstelle, in der sich Polizei, Zoll und Finanzverwaltung treffen 
und den Gangstern der Gegenwart tatsächlich das Handwerk legen 
könnten. Ihr Kopf könnte das heutige Zollkriminalamt sein. 

scheinbaren Geschäftstüchtigen. Die sind 
zwar keine großen Verbrecher, dennoch in-
vestieren sie aber ebenso gern ihr zuvor an 
der Buchführung vorbei geschleustes Bar-
geld aus der Firma in das neue Cabrio für 
die Ehefrau, teure Urlaube oder die lang er-
sehnte Segeljacht.

Bargeldgeschäfte sind insofern für die 
Mafia genauso interessant wie für den pro-
fanen Mittelständler, der „gewöhnlich“ Steu-
ern hinterzieht. Warum das Thema Bargeld-
obergrenzen bis heute keine Partei im Parla-
ment so richtig anpackt, darf stutzig machen.

Das Bare kreist und kreist

Fakt ist: Immer wieder vagabundieren gro-
ße Bargeldbeträge aus unterschiedlichen 
Gründen und Quellen durch die reiche Ge-
sellschaft – ohne zunächst wie sonst üblich 
im Bankenkreislauf angekommen zu sein. 
Und so kommt es, dass der Zoll hierzulan-
de immer wieder Menschen an den Gren-
zen kontrolliert, die Millionenbeträge, oft 
auch in tatverdächtigen kleinen Stückelun-
gen von 5-, 10-, 20- oder 50-Euroscheinen, 
über die Grenzen bringen wollen. Die Her-
kunft der Scheine: unklar. Nicht selten ver-
laufen die Ermittlungen im Sande, weil sich 
Staatsanwaltschaften und Gerichte von den 
meist kriminalistisch fadenscheinigen Ar-
gumenten zu den Eigentumsverhältnissen 
des Geldes überzeugen lassen. Verfahren 
werden eingestellt, Freisprüche erfolgen. 
Die Geldkuriere sind zudem oftmals ge-
schickt und vor allem bewusst ausgewähl-

te Personen mit polizeilich weißer Weste. 
Deren Aussagen, wenn sie überhaupt et-
was Sinnvolles erklären, sind meist so ab-
gestimmt, dass sie in eine gut ausgedachte 
Geschichte passen. 

Die Scheinfirma wäscht,  
das Finanzamt ist erfreut

Neben Geldkurieren, die das Geld außer 
Landes bringen, blühen bewusst gegrün-
dete Scheinfirmen, die vor allem zur Freu-
de der Finanzverwaltung auf möglichst 
viel Umsatz bedacht sind und immer flei-
ßig, brav, fristgerecht und anstandslos ihre 
Steuern abführen. Sie schleusen Millionen 
bis Milliarden durch ihre Buchführungen 
und fallen im Raster der Steuerprüfer oft-
mals gar nicht auf. Denn, sie wollen ja nicht 
Steuern hinterziehen, sondern zahlen. Ge-
nutzt wird – ganz im Gegenteil zum Steuer-
hinterzieher – der steuerpflichtige Umsatz 
und Gewinn in möglichst großer Höhe, um 
legale Geldbewegungen und Vermögens-
übergänge vorzutäuschen. Sie erwecken den 
Eindruck, dass sie geschäftstüchtig kaufen, 
verkaufen, mieten und vermieten. Sie lie-
fern regelmäßig teure Sachen ins Ausland 
oder führen ein, was das Zeug hält. Sie ma-
chen Umsätze im großen Stil und täuschen 
dabei eine möglichst seriöse und umtriebige 
Geschäftigkeit vor. Die Waschmaschine der 
Geldwäscher ist aber nicht mehr als ein sehr 
gut inszeniertes Theaterstück in der Buch-
führung einer Firma vor der üblichen und 
unverdächtigen Kulisse.

In Wahrheit pumpen sie aber nur beson-
ders viel Geld so unauffällig wie möglich 
aus den dunklen Quellen der Drogenbaro-
ne, Waffenschieber, Schutzgelderpresser, il-
legaler Glückspielanbieter, Menschenhänd-
ler, Zwangsausbeuter, Prostituiertenschin-
der, Terrorismusfinanziers und sonstiger 
Schurken durch ihre virtuellen, aber schlüs-
sigen Buchführungen. An deren Ende ist das 
schwarze Geld weiß und oftmals ein großes 
Vermögen geworden. Diese sehr fachkundi-
ge und auch aufwändige Dienstleistung las-
sen sich Profi-Geldwäscher bestens entloh-
nen – natürlich nicht ohne dabei allergrößten 
Wert darauf zu legen, keinesfalls irgendeine 
Kenntnis über die potenziell illegale Her-
kunft des Geldes zu erlangen. Sie wissen um 
die Tücken des deutschen Geldwäschestraf-
rechts und bleiben lieber ahnungslos.

Kleiner Schritt in die  
richtige Richtung

Die jüngsten Reformvorschläge aus dem 
Hause von Bundesjustizministerin Christine 
Lambrecht ändern an den Tücken des Geld-
wäschestrafrechts auch nichts Grundlegen-
des. Die vorliegende Neufassung ist bes-
tenfalls ein Schritt in die richtige Richtung, 
wenn auch nur ein kleiner. Den Paradigmen-
wechsel durch die Abkehr von einem langen, 
unübersichtlichen, selektiven und im Zweifel 
auch gegenüber dem Täter schwer nachweis-
baren Vortatenkatalog hin zu einem umfas-
senden „All-Crime-Ansatz“ kann man begrü-
ßen. Er macht es den Ermittlungsbehörden 
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etwas leichter – aber nur etwas. Gerade im 
Bereich der verfahrensunabhängigen Geld-
wäscheermittlungen, eben jenen Verfahren, 
die (noch) keine Erkenntnisse zur Vortat ha-
ben, führt das künftig sicherlich zu einer ver-
einfachten Beweisführung. Aber Geldwäsche 
ist vor allem eine kriminelle Servicedienst-
leistung für andere Kriminelle, die es eben 
vermeidet, dass der Geldwäscher eine nach-
weisbare Kenntnis über die Herkunft des Gel-
des hat. Der Geldwäscher gehört bestenfalls 
einem arbeitsteiligen, dennoch höchst abge-
schotteten, System an.

Neufassung im Gesetz

Geprüft werden sollte dringend, wie auch 
jene Geldwäschehandlungen unter Strafe 
gestellt werden können, bei denen zwar der 
Geldwäscher keine konkrete Kenntnis von 
der Vortat hat, er aber aus dem Gesamtzu-
sammenhang der Anberaumung der Trans-
aktion von der Illegalität des Vorganges aus-
gehen muss. So könnte auch jene Geldwä-
sche bestraft werden, die sich mittlerweile 
als selbstständige Dienstleistung im ille-
galen Milieu etabliert hat. Dabei wird eine 
Summe illegalen Bargeldes oder anderer 
Zahlungsverkehre von einem Dienstleister 
ohne Kenntnis über Herkunft des Vermö-

gens durch einen scheinbar legalen Wirt-
schaftsvorgang geschleust und legalisiert. 
Solange Geldwäsche an die Kenntnis einer 
Vortat geknüpft ist, ist das Schwarzgeldwa-
schen zur (vortat-)unabhängigen und selbst-
ständigen Dienstleistung geworden. Daher 
braucht es eine Neufassung des Paragrafen 
261 StGB, um diese eigene kriminelle und 
von der Vortat unabhängige Dienstleistung 
unter Strafe zu stellen. 

Dass in dem neuen Entwurf die Leichtfer-
tigkeit gestrichen wird, mag man aus rechts-
politischen Gründen nachvollziehen. Zu ei-
ner nahezu uferlosen Anwendungsbreite, wie 
in der Entwurfsbegründung unterstellt, wird 
es allerdings wohl nicht kommen. Auch künf-
tig bedarf es eines Anfangsverdachts zur Ein-
leitung eines Ermittlungsverfahrens wegen 
Geldwäsche. Schon das verhindert die Ufer-
losigkeit. Aus vielen Ermittlungsverfahren 

von Polizei und Zoll wissen wir jedoch, dass 
eine ganze Reihe von Anklagen wegen Ver-
dachts der Geldwäsche sich in der Vergan-
genheit auf die leichtfertige Begehungsweise 
gestützt hat. Wenn es künftig bei der nötigen 
aber nicht notwendigerweise bestimmbaren 
Vortat ausreichend ist, dass der Täter wenigs-
ten hätte vermuten können, dass es sich um 
Bargeld oder Vermögenswerte aus einer zu-
vor begangenen Straftat handelt, reicht diese 
Formulierung der GdP zufolge aus. Andern-
falls wird auch in der Neufassung ein Absatz 
zur leichtfertigen Begehung angeregt.

Was wirklich fehlt …

Was seit Jahrzehnten fehlt, ist der entschei-
dende Masterplan aus dem Haus des Finanz-
ministers. Die GdP fordert ihn seit dem Jahr-
tausendwechsel. Keine Regierung hat das 
aufgegriffen. Dringend benötigt wird eine 
Neuausrichtung der Financial Intelligence 
Unit (FIU) hin zu einer wirklich selbststän-
digen und unabhängigen Behörde mit aus-
reichenden polizeilichen Datenzugängen, 
mehr kriminalistischem Sachverstand und 
der strategischen Ausrichtung eines echten 
Intelligence-Dienstes. Benötigt wird seit Län-
gerem eine Sicherheitsarchitektur, in der die 
Ermittlungsbehörden von Polizei, Zoll und 

DP-Autor Frank Buckenhofer 
kennt den Zoll seit 1983. Nach einigen Zwischen-
stationen ist der Hobbyschriftsteller beim Zollfandungs-
amt Essen angekommen. Seit Juni 2016 führt er den 
dortigen Personalrat an. Vor gut 20 Jahren übernahm er 
den Vorsitz der GdP Zoll.

Foto: GdP
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auch Steuerfahndungen viel enger verzahnt 
werden. Deren Erkenntnisse und Erfahrun-
gen gehören an einen Tisch. Umfangreiche 
Finanzermittlungen, erfolgreiche Vermö-
gensabschöpfung, verstärkte Betriebs- und 
Steuerprüfungen unter dem Gesichtspunkt 
der Geldwäsche, eine umfangreichere Über-
wachung des risikobehafteten Gütermarktes 
sowie die konsequente Verfolgung der Spur 
des Geldes („Follow the money“) bis zu den 
Bossen der Kriminellen – auch durch die ge-
fakten Buchführungen der Geldwäscher hin-
durch – verlangen deutlich mehr personellen 
Einsatz. Dazu eine auf diese Aufgabe ausge-
richtete IT, einen deutlich besseren Daten-
austausch und vor allem den schnelleren 
und sicheren Zugriff im Verwaltungs- und 
Strafverfahren auf Vermögen mit offensicht-
lich zweifelhafter bis ungeklärter Herkunft. 

Ausgehend von diesen Überlegungen ist 
die von der GdP seit 2000 geforderte Finanz-
polizei lange überfällig. Die Finanzpolizei – 
so wie die GdP sie fordert – ist ein Hybrid aus 
Polizei, Zoll aber eben auch Finanzbehörde. 
Sie wäre eine geeignete Schnittstelle, in der 
sich Polizei, Zoll und Finanzverwaltung tref-
fen und den Gangstern der Gegenwart tat-
sächlich das Handwerk legen könnten. Ihr 
Kopf könnte das heutige Zollkriminalamt 
sein. In einem solchen hybriden Finanzpo-
lizei-Präsidium würden sich die zur wirk-
samen polizeilichen Geldwäschebekämp-
fung erforderlichen Erkenntnisse aus sämt-
lichen Behörden bündeln lassen. Der 1903 
in Chicago geborene Elliot Ness war auch 
Finanzbeamter. Es war Ness, der letztlich 
den berüchtigten Mafia-Mobster Al Capone 
zur Strecke gebracht hatten. Polizei und Fi-
nanzverwaltung hatten eng zusammenar-
beiteten. Auch im mittlerweile 100 Jahre al-
ten Erlass zur Gründung des deutschen Zoll-
fahndungsdienstes vom 24. Dezember 1919 
finden sich solche erkenntnisgeleiteten Hin-
weise auf die Notwendigkeit einer auf Tuch-
fühlung gemeinsam operierenden Zoll- und 
Polizeibehörde im Kampf gegen Finanzkri-
minelle, Schieber und Schmuggler der da-
maligen Nachkriegszeit. Einige sprachen 
sogar von einer Zollkriminalpolizei. Eine 
solche – heute immer noch mehr denn je – 
nötige Zusammenarbeit würde sich in der 
Finanzpolizei nach GdP-Muster hervorra-
gend organisatorisch, technisch und perso-
nell behördlich abbilden lassen. Einzig der 
politische Wille fehlt bisher. Die Zeit dafür 
ist jedoch mehr als reif. I

FINANZKRIMINALITÄT

Ungebremste Gier
Zollfahnder Frank Buckenhofer kennt sich aus in der Schattenwelt 
der Finanzjongleure und Geldwäscher. Seine Expertise über 
Wirtschaftskriminalität ist immer häufiger gefragt. Seinen 
reichhaltigen Erfahrungsschatz hat der Vorsitzende der GdP-Zoll 
bereits in einem spannenden und detailreichen Roman ausgebreitet. 
DP befragte ihn zu „Wirecard“-Skandal, Finanzgebaren und 
Geldwäsche. 

Michael Zielasko

DP: Lieber Kollege Buckenhofer, wie 
schätzt Du die Tragweite des „Wirecard“-
Skandals ein? 
Frank Buckenhofer: Die Tragweite ist si-
cher sehr groß und sein Ende noch nicht 
absehbar. Im öffentlichen Fokus und am 
Pranger stehen kriminelle Unternehmer, 
versagende Behörden und verantwortliche 
Politiker gleichermaßen. Allerdings ist der 
politische Skandal unverhältnismäßig grö-
ßer und medial deutlich interessanter als 
der tatsächliche wirtschaftliche Schaden. 

DP: Ist dieser nicht hoch genug?
Buckenhofer: Aus den lediglich 1,9 Milliar-
den Luftbuchungen im „Wirecard“-Skandal 
macht man nun eine riesengroße Geschich-
te, die stetig die Titelseiten und exponierten 
Sendeplätze füllt, während die für die Repub-
lik weitaus bedrohlicheren Umstände zu den 
geschätzten jährlich 100 Milliarden Geldwä-
schegeschäften in Deutschland im Verhältnis 
dazu kaum in die Medien oder politische De-
batte schaffen. Das ärgert mich schon enorm. 

DP: Warum?
Buckenhofer: Es ist geradezu grotesk, wie 
der ehemalige geschäftsführende Direktor 
des Internationalen Währungsfonds (IWF), 
Dominique Strauss-Kahn, der seinerzeit we-
gen erzwungenem Sex mit einem Zimmer-
mädchen, vor allem wegen seiner Berühmt-
heit und Bedeutung lange zum öffentlichen 
Spektakel wurde, während bis heute täglich 

tausende Übergriffe und Vergewaltigungen 
an Frauen in der Ehe im Rahmen häuslicher 
Gewalt kaum von öffentlichem Interesse sind. 

DP: Es geht also um den VIP-Faktor?
Buckenhofer: Auch im „Wirecard“-Skandal 
treibt vor allem der Geruch der Prominenz 
und des Spektakulären den Medienmotor 
an und nicht der eigentliche wirtschaftli-
che Schaden. In dieser Seifenoper findet sich 
eben alles, was für das geneigte Publikum 
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mit Interesse an der Schattenwelt große Be-
deutung hat. Ungebremste Gier, professio-
nelle Betrügereien im großen Stil, mögliche 
Verstrickungen bekannter Menschen aus 
Politik und Wirtschaft sowie ein enormes 
und kaum erwartetes Behördenversagen. 
Deshalb muss neben den nicht öffentlichen 
polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungen die ernsthafte und lückenlo-
se politische Aufklärung solcher Missstände 
öffentlich erfolgen. Gerade Prominente, vor 
allem die aus der Politik, die auch noch re-
gieren, darf man nicht und nie aus ihrer Ver-
antwortung lassen, erst recht nicht im Hin-
blick auf die nächste Wahl.

DP: Wenn das Ertappen Prominenter eine 
solche präventive Wirkung verspricht, 
sollten die Behörden nicht ein stärkeres 
Augenmerk auf deren Finanzgebaren le-
gen?
Buckenhofer: Die Behörden müssen viel 
stärker dahin schauen, wo es richtig stinkt. 
Dort trifft man zuweilen auch Berühmte. Das 
ist sicher unangenehm. Aber es tut Not, wie 
wir immer wieder erleben. Die Gier als un-
gebändigte Triebkraft bei der Gewinnerzie-
lungskriminalität ist größer und verbreite-
ter, als so mancher denkt – auch in promi-
nenten Kreisen.

DP: Diese Klientel nagt doch im Allgemei-
nen nicht am Hungertuch, oder?
Buckenhofer: „Gelegenheit macht Diebe“, 
pflegte meine Oma zu sagen, und sie hatte 
Recht. Und die These von Oma gilt für alle 
sozialen, wirtschaftlichen und bildungsmä-

ßigen Schichten. Gelegentlich trifft man die 
übelsten Gestalten einer international orga-
nisierten Gewinnerzielungskriminalität so-
gar auf Sektempfängen, wo sich das Who's 
who hoch- und höchstrangiger Prominenter 
aus Politik und redlicher Wirtschaft gesellt, 
Häppchen vertilgt und belanglos plaudert. 
Gelegentlich wissen es die einen sogar von 
den anderen. Kriminalität macht eben vor 
keinem Halt. 

DP: Vor keinem?
Buckenhofer: Immun und standhaft ge-
gen gierige Verführungen sind nur Men-
schen mit Anstand und tugendhafter Hal-
tung. Alle anderen nicht. Und wegen solcher 
Menschen brauchen wir staatliche Aufsicht 
und Kontrolle, sonst kollabieren die redli-
che Wirtschaft und die soziale Gesellschaft 
zu Gunsten der Kriminellen. Der soziale 
Rechtsstaat braucht Kontrolle. Deshalb for-
dern wir unter anderem auch eine Finanzpo-
lizei im Kampf gegen Geldwäsche, Schmug-
gel, Steuer-, Finanz- und Wirtschaftskrimi-
nalität.

DP: Kann es sein, dass die Finanzkrimina-
lität nicht so ernst genommen wird, weil 
– ich formuliere es sehr plastisch – prin-
zipiell kein Blut fließt? 
Buckenhofer: Die Frage ist zunächst, was 
man konkret unter Finanzkriminalität ver-
steht. Zwischen einer millionenschweren, 
blutlosen Steuerhinterziehung durch vir-
tuose Buchführung und einer Geldwäsche 
am Ende einer Kette übelster, brutaler und 
gelegentlich auch blutiger Kriminalität lie-

gen Unterschiede. Beides 
kann man als Finanzkri-
minalität bezeichnen 
und ist extrem schäd-
lich und asozial. Wäh-
rend aber die toten und 
blutigen Opfer eines fer-
nen Verbrechens im Volk 
immer für Aufsehen und 
Erregung sorgen, ist 
dasselbe Volk beim Be-
such so manches Res-
taurants, Hotels, Auto-
hauses, Friseursalons 
oder Nagelstudios sogar 
unbewusst wirtschaftli-
cher Nutznießer cleverer 
Rückführungsstrategien 
zuvor erbeuteter Millio-

nen. Selbst Finanzämter werden als Geld-
waschmaschine benutzt, indem für die fik-
tiven Umsätze anstandslos die Steuern be-
zahlt werden. Finanzkriminalität ist auf 
gewisse Weise ein Wirtschaftsfaktor. Zwar 
ein extrem ungerechter, dafür aber ein sehr 
großer, der sogar von Teilen der Gesellschaft 
äußerst ernst genommen wird und vielleicht 
gerade deshalb nicht Thema werden soll.

DP: Nochmals zur Geldwäsche: In einer 
Streaming-Serie spielt ein sehr cleverer 
Geldwäscher die tragende Rolle. Man 
erkennt trotz des dramatischen Dreh-
buchs die Komplexität dieser Straftat. 
Sollte man nicht das Finanzsystem deut-
lich vereinfachen, um Finanzstraftätern 
die Tarnung zu erschweren? 
Buckenhofer: Auch bei einer Steuererklä-
rung auf dem Bierdeckel würde es Hinterzie-
hungen geben. Es ist keine Frage der Kom-
plexität von Systemen. Wichtig erscheint 
vielmehr, die Möglichkeiten der Nutzung 
zu Unrecht erworbener Vermögensvortei-
le zu unterbinden. Dazu muss der Staat al-
lerdings jenseits strafrechtlicher Geldwä-
scheermittlungen, Vermögensabschöpfun-
gen und Einziehungen konsequent Herkunft 
und Besitz von großen Vermögen jedweder 
Art verwaltungsrechtlich viel genauer prü-
fen und mögliche dabei erkannte unberech-
tigte Vermögen mit ungeklärten Herkunfts- 
oder Besitzverhältnissen bereits im Verwal-
tungsrecht schleunigst in die Staatskasse 
überführen. Zumindest solange, bis die Le-
galität der Herkunft und des Besitzes geklärt 
ist. Dabei hilft auch eine Bargeldobergrenze, 
die die GdP ebenfalls fordert.

DP: Letzte Frage. Warum bekommen ei-
gentlich die Täter immer mehr Glanz ab 
als die Ermittler? 
Buckenhofer: Der Ehrliche und Gute ist 
möglicherweise in der Vorstellung vieler 
Menschen so selbstverständlich, gewöhn-
lich und unspektakulär, dass er keiner be-
sonderen Erwähnung bedarf. Das Ideal eig-
net sich eben nicht als reizvolle Kulisse für 
das Besondere. Vielmehr langweilt es sogar 
im Gegensatz zum Leben von Al Capone. 
Dort war sicher deutlich mehr Glanz und 
Glamour als in dem Leben von Elliot Ness, 
obwohl Ness am Ende der wirkliche Held 
war – was aber die wenigsten wissen, weil 
auch heute noch viel mehr über Capone statt 
über Ness geredet wird. I
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Hinterfragt

KÜNSTLICHE INTELLIGENZ

Auslaufmodell 
Mensch?
Künstliche Intelligenz: Die einen assoziieren damit Fortschritt.  
Bei anderen schürt sie Visionen einer Welt, in der Technik die 
Kontrolle über uns ergreift. Was, wenn lernende Maschinen 
Polizeiarbeit machen? Wie verlässlich kann das sein? Wo bleibt  
der Mensch? 

Christian Ehringfeld

im Gebrauch von KI. Ganz vorn mit dabei: 
der Tech-Gigant Google. Dessen Bilderken-
nung „Google Lens“ hilft zum Beispiel blu-
menbegeisterten Nutzern, Pflanzen auf Fo-
tos zu identifizieren. Dabei gleicht ein neu-
ronales Netz Ähnlichkeiten der fotografierten 
Gewächse ab. Es werden Muster erstellt, um 
ähnliche Pflanzen zu finden. Auch wer der 
iPhone-Stimme Siri Befehle gibt oder seiner 
virtuellen Assistentin Alexa die Amazon-Ein-
kaufsliste diktiert, nutzt künstliche Intelli-
genz. Im Vergleich zu diesen neuen Beispie-
len wirkt der Spam-Filter, der unsere E-Mails 
sauber hält, schon fast ein wenig betagt. 
Doch auch hier handelt es sich um KI. Wel-
che E-Mail rausfliegt, legt der Mensch fest. 
Auf dieser Grundlage klassifiziert der Filter 
eingehende Nachrichten in gut und schlecht. 
Auf dem Consumer-Markt sind vor allem Bild- 
und Spracherkennung Anwendungsbereiche 
künstlicher Intelligenz. 

Klar, dass auch die Polizei in dieser Tech-
nologie den Nutzen für die eigene Arbeit er-
kennt. Hier erhofft man sich, in der KI fleißi-
ge Hände zu finden. Sie sollen helfen, einem 
immer größeren Datenberg Herr zu werden 
und ihn für die Strafverfolgung aufberei-
ten. Aber: Künstliche Intelligenz ist immer 
nur so gut wie das Entwickler-Team dahin-
ter und die zugrunde liegenden Daten. Er-
schwerend kommt hinzu: Maschinelles 
Lernen lässt keine Rückschlüsse zu, nach 
welchem Muster ein neuronales Netz eine 
Entscheidung trifft. Bei regulären Algorith-
men können Schritte nachvollzogen und 
Fehlerstellen behoben werden. 

Computer sagt: Schwarz, 
männlich – Zugriff!

In der aktuellen Debatte um Rassismus in 
der Polizei werfen kritische Stimmen den 
Beamtinnen und Beamten wiederholt die 
Praxis des sogenannten Racial Profiling vor. 
Schuld daran ist für viele ein allzu mensch-
liches Gefühl: das Vorurteil. Maschinen hin-
gegen sind frei von Gefühlen. Für sie zählen 
Daten. Kann der Einsatz von KI Rassismus-
vorwürfen in der Zukunft ein für alle Mal ein 
Ende setzen? Leider nein. 

Wird ein neuronales Netz mit einseitigen 
Datensätzen gefüttert, kann das mit Blick 
auf die Polizei maßgebliche Wirkungen 
auf Grundrechtseinschränkungen haben. 
Ein Beispiel: Bestehen alle Daten in unse-

Der Begriff Künstliche Intelligenz (KI) 
ist vor allem bekannt aus Filmen wie 
Terminator, RoboCop oder Matrix. 

Wenn in Hollywood Maschinen die Macht 
ergreifen, dann oft zum Nachteil für den 
Menschen. Doch unlängst erlebt der Begriff 
einen zunehmend positiven Wandel. Gesell-
schaftliche Debatten und die moderne Poli-
zeiarbeit stehen KI optimistisch gegenüber. 
Hier baut man vor allem auf die positiven 
Effekte der neuen Technik. 

Trainierte Neuronen

Hinter dem Kürzel KI verbirgt sich ein Sam-
melbecken verschiedener Methoden und 
Konzepte. Bereits 1956 wurde der englische 
Begriff „Artifical Intelligence“ geschaffen. 
Oft ist damit maschinelles Lernen gemeint. 
Das basiert auf neuronalen Netzen, in Anleh-

nung an menschliche Nervenzellen. Sie sind 
die Grundlage für sogenannte selbstlernen-
de Systeme. Damit diese Netze funktionieren, 
benötigt man viele Daten. Damit werden die 
Neuronen trainiert. Handelt es sich um Bil-
der, lernen sie Inhalte zu erkennen, um spä-
ter die Trainingsergebnisse in Praxissituati-
onen anwenden zu können. Zudem bezeich-
net KI auch Algorithmen – Rechenvorgänge, 
die von Menschen nach einem bestimmten 
Muster festgelegt wurden. Mangelte es in den 
Anfängen der KI-Forschung noch an Rechen-
power, ist es heute möglich, neuronale Netze 
künstlich zu produzieren.

KI im Alltag

Maschinelles Lernen ist längst in unserem 
Alltag angekommen. Wer ein Smartphone be-
sitzt, hat wahrscheinlich erste Erfahrungen 

Maschinelles Lernen lässt keine Rück-
schlüsse zu, nach welchem Muster ein 
neuronales Netz eine Entscheidung trifft. 
Bei regulären Algorithmen können 
Schritte nachvollzogen und Fehlerstellen 
behoben werden. 

Fo
to

: ip
op

ba
 – 

st
oc

k.
ad

ob
e.

co
m



DP  DEUTSCHE POLIZEI  11/2020 39DP  DEUTSCHE POLIZEI  11/2020

GdP-TIPPSPIEL

Geballte 
Frauenpower 
Seit eineinhalb Monaten läuft  
die neue Fußball-Bundesliga-
saison. In Pandemiezeiten ist 
etliches neu, und es gibt 
manches kaum vorhersehbares 
Ergebnis. Und auch bei unserem 
diesjährigen GdP-Tippspiel sind 
Überraschungen an der 
Tagesordnung.  

Wolfgang Schönwald

Wer hätte sich schon auf eine Wette einge-
lassen, dass ein GdP-Mitglied den Kanter-
sieg (8:0) des Serienmeisters Bayern Mün-
chen im Auftaktspiel gegen Schalke 04 auf 
seinem Tippzettel richtig hat? Doch unser 
Gewerkschaftsmitglied mit dem Pseudo-
nym NOBBY7 bewies, wie Fußball erfahren 
unsere Mitspieler sind. Herzliche Glückwün-
sche für diesen, vielleicht etwas glücklichen 
Volltreffer. 

Zum Start zwei Gewinnerinnen

Erstmals stehen an den ersten beiden Spiel-
tagen des seit 2015 stattfindenden GdP-Tipp-
spiels zwei Fußballexpertinnen ganz oben. 
Für die Männer dominierte Fußball-Fange-
meinde ein absolutes Novum. Bislang haben 
in den vergangenen Jahren überhaupt nur 
sehr wenige Frauen mal einen Spieltag für 
sich entschieden. Das ist doch eine Heraus-
forderung für alle Fußballfreunde. Mal se-
hen, was der Herbst so bereithält. 
Tagessiegerin Christina Jürgens alias 
crazyminx sammelte am ersten Spieltag 16 
Punkte und verschenkte dabei als Spitzen-

einer Tat im „echten“ Leben. Man muss also 
Maßnahmen ergreifen, um solchen Verbre-
chen zuvorzukommen. Die digitale Vertei-
lung der Videodateien ist letztendlich nur 
die Konsequenz einer Straftat in unserer 
analogen Realität.

Maschinen:  
die besseren Menschen?

Bei aller Begeisterung über diese Techno-
logie darf der Mensch nicht in den Hinter-
grund rücken – im Gegenteil. Unser Han-
deln muss maßgeblich sein. Wir dürfen kei-
ne Verantwortung an Maschinen abgeben. 
Maschinen dienen als Unterstützung – mehr 
nicht. Damit KI eine effiziente Unterstützung 
polizeilicher Ermittlungen wird, brauchen 
wir einheitliche Systeme, einheitliche Daten 
und einheitliche Regeln.

Bei der notwendigen Modernisierung 
müssen Kolleginnen und Kollegen zu-
dem über ethische Richtlinien im Umgang 
mit Daten geschult werden. Vor allem ist 
es wichtig, dass die Politik Gesetze verab-
schiedet, die nicht im Widerspruch zu poli-
zeilichem Handeln stehen. Eine Richtlinie, 
die festlegt, welche Daten bei polizeilichen 
Maßnahmen verarbeitet werden dürfen, ist 
unabdingbar. 

In Anlehnung an Racial Profiling stellt 
sich die Frage: Sind Hautfarbe, Nationali-
tät, Religion oder Geschlecht Kriterien für 
die polizeiliche Arbeit? Die gewerkschaftli-
che Antwort muss nein heißen! Um den di-
gitalen Fortschritt voranzubringen, kann 
die GdP dazu beitragen, dass die Personal-
räte in den Ländern ermächtigt werden, die 
Entwicklung solcher Systeme aktiv mitzu-
gestalten.

Künstliche Intelligenz birgt für die Straf-
verfolgung viele spannende Möglichkeiten. 
Man sollte dennoch nicht annehmen, dass 
die KI unsere Probleme löst und strikt hin-
terfragen: Ist KI die richtige Antwort auf 
unser Problem? Es darf nicht der Ansatz ge-
nutzt werden: Wir haben KI. Welches Prob-
lem wollen wir damit lösen?

Es wäre vermessen, Wunder von einer 
Maschine zu erwarten, die von Menschen 
entwickelt wurde. Wer befürchtet von einer 
Reihe digitaler Nullen und Einsen aus dem 
Beruf verdrängt zu werden, dem sei gesagt: 
Keine Sorge! Künstliche Intelligenz kann 
den Menschen nicht ersetzen. I

rem fiktiven bundesweiten System nur aus 
Maßnahmen am Berliner Drogenumschlag-
platz Görlitzer Park, lautet die Empfehlung 
der KI: „Schwarze, männliche Person – kon- 
trollieren.“ Entsprechend unausgewogene 
Datensätze schaffen also schnell problema-
tische Strukturen. Trotz bester Absicht des 
menschlichen Entwicklers hinter der Ma-
schine kann KI tendenziöse, unethische 
und unausgewogene „Denkmuster“ bei der 
Fallanalyse rasant festigen. Das zeigt auch 
ein KI-basiertes Bewerbungsverfahren der 
Firma Amazon. Ziel war es, die vielverspre-
chendsten Bewerbungen herauszufiltern. 
Der Haken: Frauen erfuhren per se eine Ab-
wertung. Amazons Datenbasis war in den 
vergangenen Jahren in eine Schieflage ge-
raten. Der Konzern hatte in erster Linie Män-
ner eingestellt. Für die KI ergab sich daraus 
das Muster „Frau ist schlechter als Mann“.

Ethische Datennutzung

Neuronale Netze dürfen die Polizei nicht du-
bios oder intransparent erscheinen lassen. 
Um genau das zu verhindern, hat die eu-
ropäische Kommission die „Ethische Leit-
linie für vertrauenswürdige KI“ verfasst. 
Die Richtlinien sehen unter anderem vor, 
menschliches Handeln und menschliche 
Aufsicht in den Vordergrund zu stellen. Zu-
dem müssen Transparenz sowie Vielfalt und 
Nichtdiskriminierung gewährleistet sein. 
Soweit die Theorie. Was aber, wenn man in 
der Praxis ein neuronales Netz verwendet, 
um gigantische Datenberge zu durchfors-
ten? Beispielsweise auf der Suche nach Kin-
derpornografie. Falsche Treffer – sogenann-
te false-positives – lassen sich nachprüfen. 
Findet die KI aber keine entsprechenden Mo-
tive, obwohl Material vorhanden ist, stellt 
das ein Problem dar. Dieses Ergebnis der 
Maschine kann der Mensch als Handlungs-
empfehlung wahrnehmen: Nichts gefunden. 
Abhaken. Mensch oder Maschine: Wer trägt 
in so einem Fall die Verantwortung?

Prävention vor Technik

Letztlich gilt für KI: Sie kann keine gesell-
schaftlichen Probleme lösen. Der beste An-
satz ist immer noch Prävention. Das Bei-
spiel Kinderpornografie hilft, das zu ver-
deutlichen, denn: diese ist das Ergebnis 

InnenlebenDP-Autor Christian Ehringfeld
Der IT-Experte beim Bundeskriminalamt 
(BKA) ist Mitglied des Geschäftsführenden 
Bundesjugendvorstandes.

Foto: GdP/Hagen Immel
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Das vorliegende Werk verknüpft die Vorteile eines

Kommentars mit denen eines Lehr- und Studienbuchs.

Durch die themenbezogene Gliederung in 14 Kapitel, das

umfangreiche Stichwortverzeichnis sowie zahlreiche Bele-

ge aus Rechtsprechung und Schrifttum bietet es eine um-

fassende Hilfestellung an und ist sowohl zur methodischen

Erarbeitung der Gesamtmaterie des Versammlungsrechts

als auch als wertvolles Nachschlagewerk zur Beantwor-

tung von Einzelfragen geeignet.

Neben dem Versammlungsgesetz des Bundes werden

die nach der Föderalismusreform I bisher entstandenen

bereichsspezifischen Landesregelungen in Bayern, Berlin,

Brandenburg, Niedersachsen, Sachsen, Sachsen- Anhalt

und Schleswig-Holstein berücksichtigt. In diesem Kontext

wird auch die sicherheitspolitische Diskussion nachge-

zeichnet, analysiert und bewertet.

Inhaltlich geht es zunächst um die verfassungs- und

versammlungsrechtlichen Grundlagen. Auf dieser Basis

wird der exekutive Handlungsrahmen im Vorfeld, während

der Hauptphase und nach Ende von Versammlungen bear-

beitet. Dabei wird zwischen Versammlungen unter freiem

Himmel und in geschlossenen Räumen differenziert. Ei-

nigen besonderen Problemstellungen, zum Beispiel Mas-

seningewahrsamnahmen, demonstrativen Sitzblockaden,

Pressebeschlagnahmen und rechtsextremistischen Auf-

märschen, wird ein eigenes Kapitel gewidmet.

HERAUSGEBER UND AUTORN

Prof. Hartmut Brenneisen, Ltd. Regierungsdirektor a.D.

Michael Wilksen, Landespolizeidirektor

Dirk Staack, Polizeidirektor

Michael Martins, Erster Polizeihauptkommissar

VERSAMMLUNGSRECHT
Das hoheitliche Eingriffshandeln im Versammlungsgeschehen

Von Hartmut Brenneisen, Michael Wilksen, Dirk Staack und Michael Martins.
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ZU: 
Hingeschaut, Urteil Presserat, 
DP 10/20
Ich teile das Unverständnis der GdP. Aber 
was hindert uns im Rahmen der grundge-
setzlichen Meinungsfreiheit, die „taz“ als 
„Lügenpresse“ zu bezeichnen? Der Presserat 
sollte erkennen, dass man auch ihn einmal 
öffentlich mit den ordinärsten Schimpfwör-
ter belegen kann, wie in der Vergangenheit 
Politikerinnen und Politiker beschimpft und 
die Verfahren vor Gericht als Meinungsfrei-
heit deklariert und eingestellt worden sind. 
Vielleicht erkennt dann auch der Dümmste, 
dass Verbalinjurien grundgesetzlich nicht 
legitim sind und diese Sprachverrohung die 
Menschenwürde untergräbt.

Kurt Cerdini, Heidelberg

Eure Meinung

ZU: 
Kommentiert, Kritikfähigkeit, 
DP 10/20
Mit großem Interesse habe ich den Kommen-
tar von Dirk Heidemann online studiert. Und 
kann ihm nur aus vollem Herzen zustimmen. 
Ja, wir brauchen eine umfassende Studie!

Wir Polizeibeamte üben das Gewaltmo-
nopol in unserem Staat aus und müssen uns 
bewusst sein, dass in der heutigen Zeit jed-
wede von uns getroffene Maßnahme, sei sie 
noch so unbedeutend wie eine gebühren-
pflichtige Verwarnung, oder, noch unbedeu-
tender, die Verkehrsregelung bei einer Ver-
anstaltung, überaus kritisch bewertet wird. 
Kritisch vor allem im Hinblick auf die Rechte 
der Person, die selbige durch unsere Tätig-
keit als eingeschränkt, verletzt, wahrnimmt. 
Dabei ist es doch Grundsatz, dass jedwede 
Entscheidung eines Polizisten nachträglich 
überprüft werden kann und muss!

Nur dauert das halt. Und Geduld ist eine 
der letzten Tugenden, denen heutzutage ge-
frönt wird. Durch die zahlreichen Berichte in 
den Medien der letzten Wochen entsteht beim 
Betrachter der Eindruck, die Polizei sei ein 
Staat im Staate, den niemand kontrolliert; der 
sich selbst verwaltet und richtet. Die blau uni-
formierte Grauzone Deutschlands. Deshalb 
ist eine Studie ein absolutes Muss! 

Sie wird meiner Meinung nach beweisen, 
dass die deutsche Polizei das ist, was sie im-
mer war: Ein Eckpfeiler unserer Demokra-
tie, mit allen Ecken und Kanten. Sie wäre et-
was Gutes.

Helmut Schäfer, Strohn

reiterin eine noch bessere Ausbeute. „Ich bin 
immer noch überrascht, vor allem, weil ich 
komplett vergessen habe, das Bayern-Spiel 
am Freitagabend überhaupt zu tippen“, ge-
stand die 41-Jährige, in Niedersachsen tätig, 
gegenüber DP. „Sonst hätte ich sogar noch 
mehr Punkte gehabt ...“

Ihre Freude ist groß: „Es ist ja auch was 
Schönes, wenn man gerade beim Fußball-
Tippspiel an den Männern vorbeizieht, wo-
bei ich nicht glaube, dass das lang so bleibt.“

Schon mit 12, 13 Jahren sei sie zum Fuß-
ballfan geworden, so Jürgens. Ihre Mann-
schaft: der FC Bayern. „Natürlich bin ich hei-
matlich auch mit Hannover 96 verbunden“, 
sagte die fleißige Tipperin, die von Anfang 
an beim GdP-Tippspiel mitmacht.

Angelika Senft setzte sich am zweiten 
Spieltag durch, der gefühlt wohl die meis-
ten Überraschungsergebnisse an einem 
Wochenende der vergangenen Jahre her-
vorbrachte. Mit nur 12 Punkten siegte die 
42-jährige Polizeioberkommissarin aus der 
Polizeiinspektion Ochsenfurt in Bayern. 
Da liege es nahe, dass auch sie Fan des FC 
Bayern seit frühester Jugend sei. „Obwohl 
meine Familie aus Schalke-Anhängern be-
steht“, fügte Senft hinzu, die von Beginn an 
beim Tippspiel mitmacht. Es ist ihr zweiter 
Tagessieg. „Ich habe im Frühjahr 2019 tat-
sächlich schon einmal einen Spieltagsieg 
eingefahren.“

 

Für alle, die sich jetzt angespornt fühlen, 
kann es nur heißen – mitmachen. Also ein-
fach anmelden auf der GdP-Homepage/Leis-
tungen, und lostippen. Auch die Chance auf 
den Gesamtsieg ist in dieser frühen Phase 
der Saison 2020/2021 noch gegeben.I
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Das vorliegende Werk verknüpft die Vorteile eines

Kommentars mit denen eines Lehr- und Studienbuchs.

Durch die themenbezogene Gliederung in 14 Kapitel, das

umfangreiche Stichwortverzeichnis sowie zahlreiche Bele-

ge aus Rechtsprechung und Schrifttum bietet es eine um-

fassende Hilfestellung an und ist sowohl zur methodischen

Erarbeitung der Gesamtmaterie des Versammlungsrechts

als auch als wertvolles Nachschlagewerk zur Beantwor-

tung von Einzelfragen geeignet.

Neben dem Versammlungsgesetz des Bundes werden

die nach der Föderalismusreform I bisher entstandenen

bereichsspezifischen Landesregelungen in Bayern, Berlin,

Brandenburg, Niedersachsen, Sachsen, Sachsen- Anhalt

und Schleswig-Holstein berücksichtigt. In diesem Kontext

wird auch die sicherheitspolitische Diskussion nachge-

zeichnet, analysiert und bewertet.

Inhaltlich geht es zunächst um die verfassungs- und

versammlungsrechtlichen Grundlagen. Auf dieser Basis

wird der exekutive Handlungsrahmen im Vorfeld, während

der Hauptphase und nach Ende von Versammlungen bear-

beitet. Dabei wird zwischen Versammlungen unter freiem

Himmel und in geschlossenen Räumen differenziert. Ei-

nigen besonderen Problemstellungen, zum Beispiel Mas-

seningewahrsamnahmen, demonstrativen Sitzblockaden,

Pressebeschlagnahmen und rechtsextremistischen Auf-

märschen, wird ein eigenes Kapitel gewidmet.
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VERSAMMLUNGSRECHT
Das hoheitliche Eingriffshandeln im Versammlungsgeschehen

Von Hartmut Brenneisen, Michael Wilksen, Dirk Staack und Michael Martins.
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